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Beschluss:

Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar beschließt die öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planentwurfes Nr. 69/08 „Südöstlicher Altstadtrand“, 1. Änderung in der vorliegenden Form (sie-
he Anlagen) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats.

Begründung:

Die Erarbeitung des  vorliegenden Planentwurfes erfolgte auf Grundlage des von der Bürger-
schaft der Hansestadt Wismar am 29.08.2019 gefassten Beschlusses zur Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 69/08 „Südöstlicher Altstadtrand“, 1. Änderung (Beschluss Nr. VO/2019/3131) 
unter Beteiligung der Fachämter der Hansestadt Wismar (verwaltungsinterne Beteiligung). 
Mit Amtlicher Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses am 26.01.2019 wurde die Öffent-
lichkeit darüber informiert, dass sie sich gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung in der Zeit vom 27.01.2020 
bis einschließlich 03.02.2020 im Bauamt der Hansestadt Wismar informieren kann. Von diesem 
Angebot haben die Bürgerinnen und Bürger der Stadt keinen Gebrauch gemacht. Die Unterlagen 
waren zudem während der angegebenen Zeit auf der Internetseite der Hansestadt Wismar unter 
www.wismar.de einsehbar. Auch hierzu erfolgte keine Äußerung seitens der Öffentlichkeit.

Abstimmungen zum Planentwurf mit für das Planvorhaben relevanten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie mit den Nachbargemeinden gemäß 
§ 2 Abs. 2 BauGB sind bereits erfolgt. Hinweise und Anregungen aus den Stellungnahmen fan-
den bei Erarbeitung des vorliegenden Planentwurfes Berücksichtigung.

Der Planentwurf bestehend aus der Planzeichnung Teil A und dem Text Teil B sowie die Ent-
wurfsbegründung sollen nun gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats, mindestens 

http://www.wismar.de/


jedoch 30 Tage öffentlich ausgelegt werden. Wichtige Gründe zur Verlängerung der Dauer dieser 
Frist werden hier nicht gesehen, insbesondere da sich der Standort im Bereich eines bereits 
rechtskräftigen Bebauungsplanes befindet und die beabsichtigten Änderungen (Verkehrsfläche 
mit der Zweckbestimmung Öffentliche Parkfläche) geringfügig zu den jetzt schon zulässigen 
Nutzungen (Sondergebiet Parkpalette) sind. 
Es soll eine ebenerdig gestaltete Kfz-Parkplatzanlage einschließlich eines Gebäudes zur Unter-
bringung von WC-Anlagen anstelle der ursprünglich geplanten Parkpalette entstehen. Der 
Standort wird bereits seit Jahren provisorisch als Parkplatz genutzt (sogenannter „Sandpark-
platz“). 

Aufgrund der aktuellen Situation ist es geplant, dass sich die Bürger vorab telefonisch zur Ein-
sichtnahme in die Planunterlagen anmelden müssen, um während der Öffnungs- bzw. Einsicht-
nahmezeiten in den Räumlichkeiten des Bauamtes einzeln die Einsichtnahme vorzunehmen. Fra-
gen können im Nachgang telefonisch oder per Mail gestellt werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass die Öffentlichkeit zusätzlich während der Auslegungsfrist die 
Möglichkeit hat, die Unterlagen neben der im Bauamt präsenten Auslegung auch digital auf der 
Internetseite der Hansestadt Wismar unter www.wismar.de einzusehen und hier Hinweise und 
Anregungen vorzubringen, so dass eine umfangreiche Beteiligung der Öffentlichkeit möglich ist.

Weitere Hinweise erfolgen zum Planverfahren: dieses wird im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung durchgeführt.
Das Verfahren darf gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB angewandt werden, wenn die zu versie-
gelnde Fläche weniger als 20.000 m² beträgt. Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 69/08 beträgt lediglich ca. 4.780 m², die zu versiegelnde Fläche entsprechend 
weniger.
Ein zusätzliches Kriterium ist gemäß § 13a BauGB die Wiedernutzbarmachung von Flächen. 
Auch dies trifft am Standort zu. Die Fläche dient bereits seit Jahren als provisorischer Parkplatz 
und ist als solcher ein wichtiger Bestandteil des Parkraumkonzeptes für die Altstadt der Hanse-
stadt Wismar von 2013 mit sehr hoher Frequentierung und Akzeptanz bei Beschäftigten, An-
wohnern und Besuchern des historischen Stadtzentrums.
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die Vorschriften des ver-
einfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB. So konnte u.a. von der früh-
zeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden. 
Des Weiteren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezoge-
ner Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 
und § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen; § 4c BauGB ist nicht anzuwenden. D.h. eine Auslegung bis-
her eingegangener umweltbezogener Stellungnahmen (umweltbezogene Informationen) erfolgt 
gemäß § 13 Abs. 3 BauGB nicht.
Bei Erarbeitung der Planunterlagen wurden jedoch umfangreiche Untersuchungen zum Natur- 
und Artenschutz sowie zum Immissionsschutz (Verkehrslärm) getätigt. Diese sollen als Anlage 
zur Entwurfsbegründung auch öffentlich ausgelegt werden.
Mit der Amtlichen Bekanntmachung der Öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird 
die Öffentlichkeit zu einem Erörterungsgespräch eingeladen. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 69/08 wird gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem 
wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt. Die Fläche ist als Wohn-
baufläche gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt. Die Errichtung öffentlicher Kfz-Parkplätze 
ist hier zulässig.



Finanzielle Auswirkungen (Alle Beträge in Euro):

Durch die Umsetzung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen voraussichtlich folgen-
de finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt:

x Keine finanziellen Auswirkungen
Finanzielle Auswirkungen gem. Ziffern 1 - 3

1. Finanzielle Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr
Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das laufende Haushaltsjahr (bei Be-
darf): 

2. Finanzielle Auswirkungen für das Folgejahr / für Folgejahre 

Ergebnishaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Finanzhaushalt

Produktkonto /Teilhaushalt: Einzahlung in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Auszahlung in Höhe von

Deckung

Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung
Die Deckung ist/wird wie folgt gesichert

Produktkonto /Teilhaushalt: Ertrag in Höhe von
Produktkonto /Teilhaushalt: Aufwand in Höhe von

Erläuterungen zu den finanziellen Auswirkungen für das Folgejahr/ für Folgejahre (bei Be-
darf): 



3. Investitionsprogramm
Die Maßnahme ist keine Investition
Die Maßnahme ist im Investitionsprogramm enthal-
ten
Die Maßnahme ist eine neue Investition

4. Die Maßnahme ist:
x neu
x freiwillig

eine Erweiterung
Vorgeschrieben durch:

Anlage/n:

1 Entwurf Bebauungsplan Planzeichnung Teil A und Text Teil B
2 Entwurfsbegründung einschließlich Gutachten als Anlagen

Der Bürgermeister

(Diese Vorlage wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.)
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Allgemeines Wohngebiet (WA)

Sonstiges Sondergebiet

Baulinie

Baugrenze

Straßenverkehrsfläche

Straßenlinien

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Elektrizität

Grünfläche

Parkanlage öffentlich

Erhaltung Baum

Anpflanzung Baum

Grenze Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 69/08

Grenze Geltungsbereich 1. Änderung

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Flächen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Geplanter Weg

Wegfallende Bäume

Haltestelle

Grenzverlauf des UNESCO Welterbegebietes

Fläche für Gemeinbedarf

ZEICHENERKLÄRUNG

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 BauGB, § 12 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

z.B. 0,4
z.B. II
z.B. II - III

GHmax
TH
FHmax

Grundflächenzahl
Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und
Höchstmaß
Gebäude als Höchstmaß
Traufhöhe
Firsthöhe als Höchstmaß

3. Bauweise, Baulinie, Baugrenzen

a Abweichende Bauweise

o

g

Offene Bauweise

Geschlossene Bauweise

4. Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:

Zweckbestimmung:
Öffentliche Parkfläche

Zweckbestimmung:
Fußgängerbereich

5. Flächen für Versorgungsanlagen, für Abfallentsorgung und

Abwasserbeseitigung sowie Ablagerungen

(§ 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4; § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

6. Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

7. Planungen Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

von Natur und Landwirtschaft

(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und

Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Darstellungen ohne Normcharakter

z.B. 1806 Flurstücksnummer

LPB Lärmpegelbereich

ZUG. Zugunsten

Hinweis: Längenmaße und Höhenangaben in m

Grenzverlauf der Pufferzone des UNESCO
Welterbegebietes

SATZUNG DER HANSESTADT WISMAR

BEBAUUNGSPLAN NR. 69/08
"SÜDÖSTLICHER ALTSTADTRAND"

TEIL A PLANZEICHNUNG

EINSCHLIESSLICH 1. ÄNDERUNG
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SATZUNG
DER HANSESTADT WISMAR

ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 69/08
GEMÄSS § 10 BAUGB I.V.M. § 86 LBAUO M-V

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der Innenent-
wicklung vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) sowie der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) sowie nach der Lan-
desbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102) wird
nach Beschlussfassung durch die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 26.06.2014 folgende Satzung
über den Bebauungsplan folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 69/08 „Südöstlicher Altstadt-
rand“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) erlassen.

RECHTSGRUNDLAGEN

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung vom 11. Juni 2013
(BGBl. I S. 1548)

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2
des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548)

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichen-
verordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58)

- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S.
102) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Bereinigung des Landes-UVP-Rechts und ande-
rer Gesetze vom 20. Mai 2011 (GVOBl. M-V S. 323)

- Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777)

AUFSTELLUNGSVERFAHREN

1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Bürger-
schaft der Hansestadt Wismar vom 27.03.2008.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am 03.05.2008 erfolgt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

2. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die
Nachbargemeinden sind gem. § 4 Abs. 1 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB entsprechend § 3 Abs. 1
BauGB frühzeitig mit Schreiben vom 11.03.2010 unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auf-

gefordert worden.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB ist in der Zeit vom 07.05.2012
bis einschließlich 15.05.2012 während der Dienststunden montags, dienstags, mittwochs von 8.30
Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 15.30 Uhr, donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und
von 13.00 Uhr bis 17.30 Uhr sowie freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt
Wismar, Abt. Planung, Kopenhagener Straße 1, durchgeführt worden.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist mit dem Hinweis, dass während der Frist für jeder-
mann Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung besteht, am 05.05.2012 ortsüblich bekannt ge-
macht worden.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

4. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die
Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
15.05.2012 sowie vom 25.10.2013 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

5.1 Die Bürgerschaft hat am 27.09.2012 den Entwurf des Bebauungsplanes beschlossen, die Begrün-
dung gebilligt und zur Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

5.2 Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil
B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 15.10.2012 bis einschließlich 19.11.2012 während
der Dienststunden montags und mittwochs von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 15.30
Uhr, dienstags und donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 17.30 Uhr sowie
freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wismar, Abt. Planung, Kopenhage-
ner Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass während der Auslegungsfrist umweltbezogene
Informationen verfügbar sind und von jedermann Stellungnahmen zum Planentwurf abgegeben
werden können sowie nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben, am
06.10.2012 ortsüblich bekannt gemacht worden.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wurden be-
nachrichtigt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

5.3 Der Entwurf des Bebauungsplanes ist nach der öffentlichen Auslegung geändert worden.
Die Bürgerschaft hat am 24.10.2013 den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes beschlossen,
die Begründung gebilligt und zur Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

5.4 Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom 11.11.2013 bis einschließlich 12.12.2013
während der Dienststunden montags und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr sowie dienstags und
donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr im Bauamt der Hanse-
stadt Wismar, Abt. Planung, Kopenhagener Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich
ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass während der Auslegungsfrist umweltbezogene
Informationen verfügbar sind und von jedermann Stellungnahmen zum Planentwurf abgegeben
werden können sowie nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben, am
02.11.2013 ortsüblich bekannt gemacht worden.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wurden be-
nachrichtigt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

6. Die Bürgerschaft hat die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
sowie der Nachbargemeinden und die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen während der Be-
teiligung der Öffentlichkeit gemäß § 1 Abs. 6 BauGB am 26.06.2014 geprüft.
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

7. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde ge-
mäß § 10 BauGB am 26.06.2014 von der Bürgerschaft als Satzung beschlossen.
Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Bürgerschaft am 26.06.2014
gebilligt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

8. Der Bebauungsplan wurde aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar
entwickelt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

9. Die Übereinstimmung des Bebauungsplanes mit dem am 26.06.2014 gefassten Beschluss wird
bestätigt.
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wird
hiermit ausgefertigt.

Wismar, 08.07.2014 Der Bürgermeister

10. Der Beschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan mit der Begründung und der
zusammenfassenden Erklärung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am
23.08.2014 ortsüblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften und die
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsan-
sprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden.
Die Satzung ist mit Ablauf des 23.08.2014 in Kraft getreten.

Wismar, 26.08.2014 Der Bürgermeister

AUFSTELLUNGSVERFAHREN
1. ÄNDERUNG

(IM BESCHLEUNGIGTEN VERFAHREN GEMÄSS § 13a BauGB)

1. Aufgestellt gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der
Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom 29.08.2019.
Das Planverfahren wird gemäß § 13a BauGB Bebauungspläne der Innenentwicklung durchgeführt.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veröffentlichung im Stadt-
anzeiger der Hansestadt Wismar am 26.01.2020 erfolgt.

Wismar, Der Bürgermeister

2. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die
Nachbargemeinden sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben
vom 14.09.2020 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Wismar, Der Bürgermeister

3.1 Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat am den Entwurf der 1. Änderung des Be-
bauungsplanes beschlossen, die Begründung gebilligt und zur Auslegung gemäß § 3 Abs. 2
BauGB bestimmt.

Wismar, Der Bürgermeister

3.2 Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B), sowie die Begründung haben in der Zeit vom bis zum
während der Dienststunden Montag bis Mittwoch von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis
15.30 Uhr, Donnerstag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis 17.30 Uhr und Freitag
von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr im Bauamt der Hansestadt Wismar, Abt. Planung, Kopenhagener
Straße 1 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist mit den Hinweisen, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfügbar sind, dass von jedermann Stellungnahmen zum Planentwurf abgegeben werden können
sowie nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben am ortsüblich
im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar bekannt gemacht worden.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden wurden
benachrichtigt.
Zusätzlich zur öffentlichen Auslegung der Planunterlagen im Bauamt waren diese zeitgleich auf
der Homepage der Hansestadt Wismar unter
http://www.wismar.de/Bürger/Aktuelles/Öffentliche_Auslegungen/ einsehbar.
Darauf ist ebenfalls in der öffentlichen Bekanntmachung hingewiesen worden.

Wismar, Der Bürgermeister

4. Die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar hat die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden und die fristgemäß abgegebenen Stel-
lungnahmen während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 1 Abs. 6 BauGB am
geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Wismar, Der Bürgermeister

5. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), wurde gemäß § 10 BauGB am von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar als
Satzung beschlossen. Die Begründung zur 5. Änderung des Bebauungsplanes wurde mit Be-
schluss der Bürgerschaft am gebilligt.

Wismar, Der Bürgermeister

6. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der
Hansestadt Wismar entwickelt.

Wismar, Der Bürgermeister

7. Die Übereinstimmung der 1. Änderung des Bebauungsplanes mit dem am gefassten Be-
schluss wird bestätigt.
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wird
hiermit ausgefertigt.

Wismar, Der Bürgermeister

8. Der Beschluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan mit der
Begründung und der zusammenfassenden Erklärung auf Dauer während der Dienststunden von
jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß §
10 Abs. 3 BauGB am ortsüblich im Stadtanzeiger der Hansestadt Wismar bekannt ge-
macht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften und die
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen (§ 44 Abs. 5 BauGB) hingewiesen worden.
Die Satzung ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.

Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage der Hansestadt Wismar
unter http://www.wismar.de/Bürger/Bauen-Wohnen/Stadtplanung/Bebauungspläne

Wismar, Der Bürgermeister

TEIL B TEXT

A) Planungsrechtliche Festsetzungen
(gemäß § 9 Abs.1 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (2) BauNVO)

1.1. Allgemeines Wohngebiet WA
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 (6) BauNVO)

Das Allgemeine Wohngebiet besteht aus drei Teilbereichen: WA 1, WA 2 und WA 3.
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO
auch ausnahmsweise nicht zulässig.
Im WA 1 können ausnahmsweise Einzelhandelseinrichtungen mit einer maximalen Verkaufsraum-
fläche von bis zu 400 m² zugelassen werden.

1.2. Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und
Einkaufszentrum
(§ 11 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und Einkaufszentrum sind
folgende Nutzungen allgemein zulässig:
- Einzelhandel mit einer maximalen Verkaufsraumfläche von 1.390 m² und folgenden nahver-

sorgungsrelevanten Sortimenten:
Back- und Fleischwaren
Drogeriewaren
Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke)
Pharmazeutika
Reformwaren
Schnittblumen
Zeitungen/Zeitschriften
Auf maximal 10 % der zulässigen Verkaufsraumfläche der jeweiligen Verkaufseinrichtung sind
nicht zentrenrelevante sowie sonstige zentrenrelevante Sortimente zulässig.

- Anlagen für kirchliche, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
- Büros und Verwaltungen
- Nichtstörende gewerbliche Einrichtungen
Wohnungen sind ab einschließlich dem 1. Obergeschoss zulässig und ab dem 3. Obergeschoss
zwingend vorzusehen.

1. Änderung:

1.3. Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkpalette
(§ 11 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkpalette sind folgende Nutzungen all-
gemein zulässig:
- Kfz-Stellplätze und zugehörige Nebeneinrichtungen

1.3. Fläche für den Gemeinbedarf
(§ 9 (1) Nr. 5 BauGB)

Auf der Gemeinbedarfsfläche ist die Errichtung eines Gebäudes mit maximal einem Vollgeschoss
zur Unterbringung von WC-Anlagen sowie von Einrichtungen für die Stadtinformation (Informati-
onspunkt) innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulässig.
Die Errichtung zugehöriger befestigter und unbefestigter Freianlagen, Fahrradabstellanlagen, La-
destationen sowie Spielgeräte ist auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.
Im Wurzelschutzbereich des benachbarten zur Erhaltung festgesetzten Baumes sind Versiegelun-
gen mit Ausnahme von teilversiegelten Fußwegen nicht zulässig. Der Wurzelschutzbereich defi-
niert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 m.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB)

2.1. Höhe baulicher Anlagen
( § 18 (1) BauNVO)

Bezugspunkte
Für die festgesetzten Gebäude-, Trauf- und Firsthöhen gilt als unterer Bezugspunkt die mittlere
Höhenlage des dazugehörigen öffentlichen Straßenabschnittes.
Als Traufhöhe wird die Höhenlage der äußeren Schnittkante der Außenwand des aufgehenden
Mauerwerks mit der Dachhaut bezeichnet.
Firsthöhe ist die Höhenlage der oberen Dachbegrenzungskante, also der äußeren Schnittpunkte
der beiden Dachschenkel. Maßgebend ist das eingedeckte Dach.
Als Gebäudehöhe wird die oberste Dachbegrenzungskante festgesetzt. Das ist
z. B. der oberste Abschluss der Außenwand einschließlich Attika bzw. geschlossener Brüstung
oder die Firsthöhe.

In den Bereichen WA 1 und WA 3 gilt als Bezugspunkt für die Festsetzungen zum Maß der bauli-
chen Nutzung (Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse) die mittlere Höhenlage der Straßen
Schatterau/Turmstraße bzw. Großschmiedestraße. Im rückwärtigen Bereich der Bebauung sind
aufgrund der Höhenlage zusätzlich bis zu zwei Kellergeschosse als Vollgeschosse zulässig.
Im Bereich der Flurstücke 1854/5 und 1854/6 im WA 2 gilt als Bezugspunkt für die Festsetzungen
zum Maß der baulichen Nutzung (Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse) die mittlere Hö-
henlage der Dr.-Leber-Straße. Im rückwärtigen Bereich der Bebauung sind aufgrund der Höhenla-
ge zusätzlich bis zu zwei Kellergeschosse als Vollgeschosse zulässig.

2.2. Zahl der Vollgeschosse - Staffelgeschoss
(§ 16 (2) Nr. 3 BauNVO)

Zusätzlich zu der in der Planzeichnung festgesetzten Zahl der Vollgeschosse ist den Teilbereichen
WA 1 und WA 2 auf den Gebäuden die Errichtung jeweils eines Staffelgeschosses (S) als Vollge-
schoss mit einer maximalen Größe von 2/3 der Grundfläche des darunter liegenden Vollgeschos-
ses zulässig.

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB)

Abweichende Bauweise
(§ 22 (4) BauNVO)
Bei der abweichenden Bauweise sind Gebäudelängen über 50 m sowie eine Bebauung ohne seit-
lichen Grenzabstand zulässig.

Überbaubare Grundstücksfläche
(§ 23 (3) BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und 2 ist es zulässig, die festgesetzten Baugrenzen für Anbau-
ten wie Treppenhäuser oder Aufzüge um das Maß von maximal 2,50 m Tiefe auf maximal 20 %

Länge je Gebäudeseite zu überschreiten.
Im WA 2 ist zwischen den Gebäuden die Errichtung von Verbinderbauten in einer Breite bis zu 1/3
der jeweiligen Seite der angrenzenden Gebäude zulässig.

4. Nebenanlagen und Stellplätze
(§ 9 (1) Nr. 4 und Nr. 11 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO)

Im Plangebiet sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 2 BauNVO (Nebenanlagen für
die Kleintierhaltung) nicht zulässig. Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 sowie § 14
Abs. 2 BauNVO sind zulässig.

4.1. Nebenanlagen und Stellplätze im Allgemeinen Wohngebiet
Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie Stellplätze und Garagen sind im rückwär-
tigen Grundstücksbereich auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sofern eine direkte
Grundstückszufahrtsmöglichkeit besteht. Die Flucht der straßenseitige Baulinie bzw. Baugrenze
darf nicht überschritten werden. Überdachte Stellplätze und Garagen müssen mit der Einfahrtssei-
te mindestens 5 m von der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sein.
Im Bereich der Flurstücke 1889/1, 1890/1, 1891/1 und 1892/1 (WA 3) können Garagen in die Be-
bauung integriert werden. In diesem Fall ist kein Mindestabstand zur öffentlichen Verkehrsfläche
erforderlich.

4.2. Nebenanlagen und Stellplätze in den Sonstigen Sondergebieten im Sonsti-
gen Sondergebiet
In den Sonstigen Sondergebieten Im Sonstigen Sondergebiet sind Nebenanlagen sowie Stellplät-
ze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.

1. Änderung:

4.3 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung:
Öffentliche Parkfläche
Auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung Öffentliche
Parkfläche ist das Errichten von Fahrradabstellanlagen sowie Ladestationen als hochbauliche An-
lagen zulässig.
Im Wurzelschutzbereich des zur Erhaltung festgesetzten Baumes sind Versiegelungen mit Aus-
nahme von teilversiegelten Fußwegen nicht zulässig. Der Wurzelschutzbereich definiert sich aus
der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 m.

5. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 (1) Nr.24 BauGB)

1. Änderung:

5.1. Schallemissionen

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkpalette

Zur Einschränkung und zur Vorsorge gegen Schallemissionen ist im Sondergebiet die Parkpalette
so zu gestalten, dass das oberste Parkdeck mit einer geschlossenen Wand in Richtung der Turm-
straße und zusätzlich mit daran anschließenden Schenkeln in Richtung der Dr.-Leber-Straße von
jeweils mindestens 10,00 m Länge ausgestattet ist. Das resultierende Schalldämmmaß der

Schallschutzwand R`w muss mindestens 20 dB betragen. Diese Schallschutzwand ist mit einer
Mindesthöhe von 2,50 m über der Oberkante des obersten Parkdecks auszuführen.
Die direkten Zu- und Abfahrten der Parkpalette sind grundsätzlich einzuhausen.

Pkt 5.1. entfällt

5.2. Schallschutzmaßnahmen

Allgemeines Wohngebiet

Im Allgemeinen Wohngebiet werden folgende Lärmpegelbereiche dargestellt:

Teilbereich
Lärmpegelbereich
alle anderen Seiten der Straße abgewandte Seite

WA 1
Dr.-Leber-Straße 1-3;
Rückseite Gebäude
Großschmiedestraße 41

IV III

WA 2
Dr.-Leber-Straße 5 V / IV III
Dr.-Leber-Straße 7, 9 IV / III II
Planstraße A III II

WA 3
Turnerweg 2 IV III
Schatterau 34-50 III III / II
Turmstraße 32-44 III III

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und
Einkaufszentrum

Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und Einkaufszentrum wer-
den folgende Lärmpegelbereiche dargestellt:

Teilbereich
Lärmpegelbereich
alle anderen Seiten der Straße abgewandte Seite

SO Dienstleistungs-
und Einkaufszentrum
Dr.-Leber-Straße V III / II
Turnerweg V / IV II

Bei der Sanierung oder Neuerrichtung von Gebäuden im Plangebiet ist folgendes zu gewährleis-
ten:

1. Gebäudeseiten und Dachflächen von schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109
(Schlafräume, Wohnräume etc.) sind innerhalb der ausgewiesenen Lärmpegelbereiche ent-
sprechend ihrer Nutzung so auszuführen, dass die erforderlichen resultierenden bewerteten
Schalldämm-Maße entsprechend der DIN 4109, Tabelle 8 eingehalten werden.

2. Schlafräume und Kinderzimmer sind auf den lärmabgewandten Gebäudeseiten (der jeweiligen
Straße abgewandte Seiten) anzuordnen. Ist dies nicht möglich, so sind innerhalb der Lärmpe-
gelbereiche III bis V aktive schallgedämmte Lüftungseinrichtungen (Dauerlüftungen) einzu-
bauen.

3. Außenwohnbereiche (Balkone, Loggien, -Terrassen) sind innerhalb der Lärmpegelbereiche III
bis V nur an lärmabgewandten Gebäudeseiten zulässig.

4. Für die von der maßgeblichen Lärmquelle abgewandten Gebäudeseiten (Straßen) darf der
maßgebliche Außenlärmpegel ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung um 5 dB(A)
und bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen um 10 dB(A) gemindert werden.

5. Die im Bebauungsplan gekennzeichneten Lärmpegelbereiche gelten für das unbebaute Plan-
gebiet mit Ausnahme der geplanten Parkpalette. Wird durch ergänzende Schalluntersuchun-
gen für konkrete Planvorhaben nachgewiesen, dass sich der maßgebliche Außenlärmpegel
z.B. infolge der Abschirmung durch vorgelagerte Baukörper vermindert, so kann von den
Festsetzungen in den Punkten 1 bis 3 abgewichen werden.

6. Der Schallschutznachweis gemäß DIN 4109 ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen.

6. Flächen oder Teile baulicher Anlagen mit Festsetzungen für Bepflanzungen
(§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

 Bäume, die mit dem entsprechenden Planzeichen als Einzelbäume festgesetzt sind, sind dau-
erhaft zu pflegen und zu erhalten. Der Grundstückseigentümer ist neben der Pflege auch für
die Verkehrs - und Standsicherheit zuständig.
In begründeten Einzelfällen ist eine Fällung in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehör-
de möglich. In diesem Falle sind Ersatzpflanzungen zu leisten.

 Die zur Erhaltung festgesetzten Einzelbäume im Plangebiet sind dauerhaft vor Beeinträchti-
gungen die den Fortbestand gefährden, und auch während der Baumaßnahmen gemäß DIN
18920, zu schützen. Beschädigte oder abgegangene Gehölze sind in Abstimmung mit der un-
teren Naturschutzbehörde gleichwertig zu ersetzen.

 Offene Baumscheiben für Baumstandorte sind in einer der verwendeten Baumart
angepassten Größe auszubilden. Straßenbäume/ Verkehrsbegleitgrün sind vor Anfahrschä-
den zu schützen.

 Bäume die im Bereich zukünftiger Baufenster liegen, müssen vor Baubeginn bei der unteren
Naturschutzbehörde zur Fällung beantragt werden. Die entsprechende Auflage zur Kompen-
sation erfolgt ebenfalls durch die Behörde und wird nicht über den Bebauungsplan geregelt.

 Grünflächen sind entsprechend der Artenliste zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu er-
halten. Diese Flächen sind frei von baulichen Anlagen zu nutzen.

 Auf den festgesetzten öffentlichen Grünflächen entlang der Turmstraße ist der bisher teilver-
siegelte Bereich der Stellplatzanlage zurückzubauen. Im Anschluss ist die Fläche der ehema-
ligen Wallanlage fachgerecht als Ausgleich in Form einer parkartigen Grüngestaltung mit hei-
mischen Gehölzen anzulegen. Auf mindestens 50% der Gesamtfläche sind Baum- und/oder
Gehölzgruppenpflanzungen entsprechend der Artenliste vorzunehmen und dauerhaft zu
erhalten.

 Im Bereich der südwestlich gelegenen öffentlichen Stellplatzanlage ist entlang der Dr.-Leber-
Straße in Fortführung der Gebäudeflucht des benachbarten Sondergebietes die Anpflanzung
von Bäumen einschließlich der Baumscheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste vorzu-
nehmen.

 Zusätzlich sind im Bereich der südwestlich gelegenen öffentlichen Stellplatzanlage mindestens
20 Bäume einschließlich der Baumscheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste anzu-
pflanzen und zu erhalten.

1. Änderung:

 Im Bereich des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Parkpalette sind mindestens sechs
Bäume einschließlich der Baumscheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste anzupflan-
zen und zu erhalten.

 Auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung Öffentliche
Parkfläche innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind min-
destens 14 Bäume einschließlich Baumscheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste an-
zupflanzen und zu erhalten. Die Neuanpflanzung der Bäume ist vor Inbetriebnahme der Stell-
platzanlage vorzunehmen.
Für die Neuanpflanzung von Bäumen und Sträuchern ist aufgrund der vorbelasteten Böden im
Untergrund eine Bodenverbesserung in Form eines Bodenaustausches erforderlich. Die Grö-
ße des Austauschs erfolgt in Abhängigkeit der jeweiligen Pflanzgrubengröße (die 2fache Grö-
ße in Breite und 1,5-fache Größe in Tiefe des jeweiligen Wurzelwerks), für Bäume ein Volu-
men von mindestens 12 m².
Offene Baumscheiben müssen eine Mindestgröße von 6 m² aufweisen.

 Zur Sicherung des Begrünungszieles ist für private Bauflächen mit der Bauanzeige ein Freiflä-
chenplan (Begrünungs- und Pflegeplan) mit der geplanten Gestaltung und Pflanzenverwen-
dung einzureichen. In diesem Plan ist der räumliche Zusammenhang mit der Gestaltung des
unmittelbar angrenzenden öffentlichen Freiraumes darzustellen.

Arten für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern auf Grünflächen so-
wie sonstigen Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (Arten-
liste)

Für Bepflanzungen auf den festgesetzten privaten und öffentlichen Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen und Sträuchern sind folgende Baum- und Straucharten vorrangig zu verwenden:

 Kolkwitzie, Deutzie
 Garteneibisch, Hortensien
 Schneeball, Spierstrauch
 Sommerflieder, Flieder
 falscher Jasmin, Zaubernuss
 Forsythie, Weigelie
 Apfel-, Weinrose
 Stechpalme, Kirschlorbeer
 Feuerdorn, Zierquitte
 Kuchenbaum, Trompetenbaum
 Blumenesche, Blumenhartriegel
 Magnolie, Zierkirsche
 Kugelrobinie, Rotdorn
 Zierapfel, Zierpflaume
 Ahorne , Linden in versch. Sorten
 vielblütige Rose
 Haselnuss, Holunder
 Felsenbirne, Hundsrose
 Schlehe, Pfaffenhütchen
 Erbsenstrauch, Kornellkirsche
 Blasenspiere, Heckenkirsche
 weidenblättrige Felsenmispel
 Hartriegel, Weißdorn
 Liguster, Kreuzdorn
 Feldahorn, Spitzahorn, Eberesche
 Hainbuche, Rotbuche
 Stieleiche, Linde

Die Anpflanzungen sind mit folgenden Mindestqualitäten vorzunehmen:
bei Verkehrsbegleitgrün - in der Qualität ohne Ballen, Höhe 30/40
bei Solitärpflanzungen - in der Qualität ohne/mit Ballen, Höhe 100/150 cm
bei Bäumen - im Stammumfang 18/20 cm.

Auf immergrüne Nadelgehölze wie Lebensbaum und Scheinzypresse ist in Pflanzungen des Plan-
gebietes zu verzichten.

B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
( § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V)

Die baugestalterischen Festsetzungen der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungssatzung Wismar-
Altstadt“ sind zu beachten.

1. Gebäudegestaltung
1.1. Außenwände

Zur Gestaltung der Außenwände sind neben ziegelsichtigem roten bis rotbraunen Sichtmauerwerk
auch glatt verputzte Wandflächen oder geschlämmte Kalksandsteinfassaden in hellen Farbtönen,
z.B. in den Farben cremeweiß, beige oder hellgrau oder Kombinationen dieser Arten der Außen-
wandgestaltung zulässig.
Andere Baustoffe entsprechend der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungssatzung Wismar-Altstadt“
dürfen verwendet werden.
Nicht zulässig sind hochglänzende Baustoffe wie Edelstahl, emaillierte Elemente einschließlich
Fliesen, Verkleidungen in Faserzement, Kunststoff und Blech, kleinteiligere Baustoffe als dünn-
formatige Ziegel sowie Verkleidungen, die andere Baustoffe vortäuschen.
Bei neu zu errichtenden Gebäuden im WA 2 sowie in den Sondergebieten ist die Ausführung der
Öffnungen auch in anderen Formaten, als in der Gestaltungssatzung vorgegeben, zulässig.

1.2. Dachflächen

Abweichend von der Gestaltungssatzung werden für das WA 1, WA 2 und die Sondergebiete das
Sondergebiet keine Steildächer festgesetzt. Es ist zulässig, die Dächer als Satteldächer mit einer
Dachneigung bis 48° oder als Flachdächer auszuführen.

1. Änderung:

Für das Gebäude auf der Fläche für Gemeinbedarf wird ein Flachdach festgesetzt.

Dachflächen dürfen nur mit reflektionsfreien, d.h. nicht glänzenden Materialien – ausgenommen
davon sind Glasflächen – hergestellt werden.

1. Änderung:

Eine extensive Dachbegrünung des Gebäudes auf der Fläche für Gemeinbedarf ist zulässig.

Bei Errichtung von Doppelhäusern sind jeweils einheitliche Materialien und Farben zur Außen-
wand- und Dachflächengestaltung zu verwenden.

1.3. Fotovoltaikanlagen/ Solaranlagen

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) gilt:

Fotovoltaikanlagen/ Solaranlagen an/auf Gebäuden können im Einzelfall zugelassen werden,
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:
a) die Anlage auf der vom öffentlichen Straßenraum abgewandten Seite angeordnet wird, so

dass sie weder vom öffentlichen Straßenraum noch von touristisch besuchten Kirchtürmen der
Stadt sichtbar sind

b) die Anlagen nicht aufgeständert sind
c) die Anlagen die Farbe der Dachdeckung aufnehmen
d) sich gestalterisch und harmonisch in die bestehende Architektur einfügen.
Auf untergeordneten Nebengebäuden im Hofbereich wäre eine Aufständerung und abweichende
Farbe zulässig, sofern Punkt a) erfüllt wird.

1. Änderung:

In den Sondergebieten dem Sondergebiet sind die Anlagen auf den Dächern der Gebäude bzw.
Gebäudeteile zulässig.
Für die Fläche des Gemeinbedarfs sind derartige Anlagen auf dem Dach des Gebäudes ausge-
schlossen.

2. Garagen

Die Gestaltung der Außenwände von Garagen hat wie die der Hauptgebäude zu erfolgen.

3. Einfriedungen

An der Planstraße A sind aus Gründen der Verkehrssicherheit (Sichtwinkel) Einfriedungen bis zu
einer maximalen Höhe von 0,70 m, bezogen auf die Fahrbahnhöhe zulässig. Die Einfriedungen
sind entsprechend der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungssatzung Wismar-Altstadt“ auszuführen.

4. Verkehrsflächen

Abweichend von der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungssatzung Wismar-Altstadt“ sind für befes-
tigte Flächen auf den Baugrundstücken sowie der Gemeinbedarfsfläche folgende Flächen zu ver-
wenden: Beton- und/oder Natursteinpflaster in den Farben grau, anthrazit und/oder rotbunt oder
Holz.

5. Werbeanlagen

5.1. Fest installierte Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur am Gebäude zulässig.
Je Gewerbeeinheit ist nur eine Werbeanlage entweder im Sinne von 5.3. oder 5.4. zulässig.

5.2. Werbeanlagen dürfen die Traufe und den Ortgang des jeweiligen Gebäudes nicht überschreiten.
Darüber hinaus dürfen Werbeanlagen an Fassaden mehrgeschossiger Gebäude ausschließlich in
der Erdgeschosszone bis einschließlich des Brüstungsfeldes über dem Erdgeschoss angeordnet
werden.

5.3. Bei parallel zur Gebäudefront angebrachten Werbeanlagen sind a) auf die Wand gesetzte Einzel-
buchstaben, b) ein auf die Wand gemalter Schriftzug oder c) ein auf eine transparente Plexiglas-
scheibe aufgebrachter Schriftzug zulässig.
Werbung in Form von Einzelbuchstaben oder als Logo ist nur a) unbeleuchtet oder b) indirekt be-
leuchtet mit Silhouettenwirkung zulässig.
Senkrecht zur Gebäudefront angebrachte Werbeanlagen (Ausleger) sind nur a) unbeleuchtet oder
b) dekupiert zulässig.
Leuchtkästen jeglicher Art und Ausführung sind unzulässig.

5.4. Werbefahnen sind am Gebäude im Bereich des Erdgeschosses und als einzelstehende Anlage
zulässig.

6. Bußgeldvorschrift

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen verstößt, handelt
rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit Bußgeld geahndet werden.

Hinweise

1. Denkmalschutz - Sanierungsgebiet - Erhaltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb des Denkmalbereiches Alt-
stadt sowie der Pufferzone zum UNESCO-Welterbe-Bereich „Die historischen Altstädte Stralsund
und Wismar“.
Neubauvorhaben bedürfen der Vorstellung und Befürwortung des Sachverständigenbeirates der
Hansestadt Wismar. Der Sachverständigenbeirat berät als unabhängiges Fachgremium der Han-
sestadt Wismar bei der Entwicklung des Welterbes mit dem Ziel, eine hohe Qualität des Stadtbil-
des und der Baukultur zu sichern sowie städtebauliche, architektonische und denkmalpflegerische
Fehlentwicklungen zu vermeiden.
Sämtliche bauliche Maßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind gemäß DSchG
M-V und den §§ 144, 145, 172 und 173 BauGB in der jeweils gültigen Fassung genehmigungs-
pflichtig.
Des weiteren gelten für den Planbereich bzw. Teile des Planbereiches die Satzung der Hanse-
stadt Wismar über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Altstadt Wismar“ vom
18.07.1992, die Erhaltungssatzung Wismar-Altstadt vom 18.03.1992 sowie die örtliche Bauvor-
schrift „Gestaltungssatzung Wismar-Altstadt“ vom 18.06.1992.

2. Bodendenkmalschutz

Das Plangebiet liegt im Bereich des Bodendenkmals „Altstadt“. Für Bauvorhaben ist deshalb eine
Genehmigung nach § 7 DSchG M-V in der Fassung der Bekanntmachung vom 06.Januar 1998
(GVOBl. M-V S. 12), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12.Juli 2010 (GVOBl. M-
V S. 383, 392) erforderlich.

Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten ist die fachgerechte Bergung und Dokumentation der betroffenen
Teile des „Bodendenkmals Altstadt“ sicherzustellen. Über die in Aussicht genommenen Maßnah-
men zur Bergung und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Landesamt für Kultur und
Denkmalpflege (LAKD) spätestens vier Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten.

Für alle mit Erdarbeiten im Zusammenhang stehenden Baumaßnahmen ist eine baubegleitende
archäologische Betreuung sicherzustellen. Mit dem LAKD, dem die wissenschaftliche Ausgrabung
und Bergung von Bodendenkmalen obliegt, ist hierfür frühzeitig vor Beginn der Bauarbeiten Kon-
takt aufzunehmen und eine verbindliche Vereinbarung zu treffen, die den Umfang sowie den ter-
minlichen und personellen Rahmen der archäologischen Maßnahme fixiert.
Die anfallenden Kosten für die Bergung und Dokumentation trägt der Verursacher des Eingriffs (§
6 Abs. 5 DSchG M-V).

Für Bodendenkmale, die zufällig neu entdeckt werden, sind folgende Hinweise zu beachten:
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist
gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 06.01.1998 (GVOBl. M-V S. 12 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 17 des
Gesetzes vom 22.11.2001 (GVOBl. M-V S. 438) die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde zu
benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauf-
tragten des Landesamtes für Bodendenkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Ver-

antwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufäl-
lige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zu-
gang der Anzeige.

3. Bodenschutz / Abfall

Bodenschutz
Innerhalb des Plangebietes sind keine schädlichen Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) bekannt. Eine Gewähr für die Freiheit des Plangebie-
tes von schädlichen Bodenveränderungen oder Altlasten wird jedoch nicht übernommen.
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne BBodSchG festgestellt, sind der
Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück sowie die wei-
teren in § 4 Abs. 3 und 6 BBodSchG genannten Personen verpflichtet, unverzüglich den Landrat
des Landkreises Nordwestmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde zu informieren. Diese
Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf den
Boden und den Untergrund zusätzlich auch für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchfüh-
rung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und Untersuchungen.
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, welche eine
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bodens, Verlust von Oberboden,
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.

Abfallentsorgung
Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer gemäß § 7 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) zur
ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten und unbelasteten Bodenaushubs verpflichtet. Er
unterliegt der Anzeige- und Nachweispflicht.
Hierbei sind die Abfälle gemäß § 9 KrWG zur Verwertung und Behandlung getrennt zu halten.
Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle auch aus Abbruch) sind zur Verwertung einer zugelasse-
nen Aufbereitungsanlage zuzuführen.
Nicht verwertbare bzw. schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren und durch hierfür
gesondert zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen.

1. Änderung:

Bei Bodenabtrag ist die LAGA M 20 mit Probenahme nach LAGA PN 98 anzuwenden.

4. Munitionsfunde

Das Plangebiet ist entsprechend dem Geoportal Mecklenburg-Vorpommern als kampfmittelbelas-
tet gekennzeichnet. Hier fanden 1945 Kampfmittelabwürfe statt. Aufgrund der Nutzung nach er-
folgter Munitionsberäumung in den vergangenen Jahren (Bürohaus, Kindertagesstätte, Parkplatz)
ist jedoch von einer akuten Gefährdung nicht auszugehen.
Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung erhält man als Vorhabenträger ge-
bührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Tech-
nik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V (LPBK). Ein entsprechendes Auskunftsersu-
chen wird rechtzeitig vor der Bauausführung empfohlen.

Da es nach bisherigen Erfahrungen nicht auszuschließen ist, dass - auch in für den Munitionsber-
gungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen - Einzelfunde auftreten können,
sind Tiefbauarbeiten im gesamten Plangebiet stets mit entsprechender Vorsicht durchzuführen.
Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden wer-
den, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung
sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst des LPBK zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist
die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen.

1. Änderung:

5. Artenschutzrechtliche Belange

Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen
Zum Schutz der einheimischen Brutvögel ist die Beräumung der Flächen (Abschieben der Vegeta-
tion und Entfernung von Gehölzen) gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb der Brut-
zeit, d.h. nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum letzten Tag im Februar zulässig.
Ausnahmen außerhalb dieser Zeit sind nur zulässig, sofern der gutachterliche Nachweis durch
den Verursacher erbracht wird, dass die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Abs. 1
BNatSchG eingehalten werden. Der Nachweis, dass keine geschützten Arten vorkommen bzw.
erheblich beeinträchtigt werden, ist dann durch den Verursacher der zuständigen Behörde recht-
zeitig vor Beginn der Baumaßnahmen vorzulegen.

6. Gehölzschutzmaßnahmen

Alle Handlungen, die zur Zerstörung, Beschädigung oder nachhaltigen Veränderung der nach § 18
NatSchAG M-V gesetzlich geschützten Bäume führen können, sind verboten.
Bis auf die Herstellung teilversiegelter Fußwege sind Versiegelungen im Wurzelschutzbereich
unzulässig. Der Wurzelschutzbereich definiert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich
1,50 m.
Die gesetzlichen Vorschriften und die allgemeingültigen Forderungen des Gehölzschutzes sind zu
beachten.

7. Baumaßnahmen/ Ökologische Baubegleitung

Bei der Herstellung von baulichen Anlagen, Nebenanlagen sowie Ver- und Entsorgungsanlagen im
Wurzelschutzbereich von Bäumen wird eine ökologische Baubegleitung empfohlen.
Während der Bauzeit sind Bäume durch Bauzäune zu schützen, falls zu erwarten ist, dass die
Bäume durch Baumaßnahmen beeinträchtigt werden könnten.
Im Rahmen der Bauausführung sollten Überwachungen der Einhaltung gesetzlicher Vorschriften
und der Umsetzung von Festsetzungen des Bebauungsplanes erfolgen. Dies betrifft die Einhal-
tung allgemeingültiger Forderungen des Gehölzschutzes wie z.B. DIN 18920 und RAS-LP 4.

8. Gewässerschutz

Der Planbereich befindet sich gegenwärtig außerhalb der z.Zt. geltenden Trinkwasserschutzzonen
gemäß Beschluss Nr. 30-7/85 vom 17.05.1985.
Derzeit läuft ein Verfahren zur Neufestsetzung der Trinkwasserschutzzonen. Entsprechend dem
vorliegenden Entwurf hierzu wird sich der Geltungsbereich der 1. Änderung zukünftig in der Trink-
wasserschutzzone III A der Wasserfassung Friedrichshof befinden. Gemäß der künftigen Was-
serschutzgebietsverordnung ist die Errichtung oder Erweiterung von Straßen, Wegen und sonsti-
gen Verkehrsflächen erlaubt, sofern die Vorgaben der RiStWag beachtet werden. Die RiStWag
gibt vor, dass die Befestigung der Verkehrsflächen wasserundurchlässig sein muss. Das
Schmutz- und Niederschlagswasser ist zu sammeln und aus dem Wasserschutzgebiet hinauszu-
leiten.

9. Technische Normen und Grundlagen

Die als Grundlage für die Festsetzungen im Bebauungsplan genannten DIN-Normen, technischen
Regelwerke, Erlasse und Verordnungen können im Bauamt, Abteilung Planung, Kopenhagener
Straße 1, 23966 Wismar eingesehen werden.

ÜBERSICHTSPLAN

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

HANSESTADT WISMAR
BAUAMT, ABT. PLANUNG

NOVEMBER 2020

EINSCHLIESSLICH 1. ÄNDERUNG

BEBAUUNGSPLAN NR. 69/08
"SÜDÖSTLICHER ALTSTADTRAND"

SATZUNG
DER HANSESTADT WISMAR

ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 69/08
„SÜDÖSTLICHER ALTSTADTRAND“,

1. ÄNDERUNG

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S.
587) sowie nach der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) sowie nach §
86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Oktober 2015, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. November 2019 (GVOBl. M-V S. 682)
sowie nach der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg Vorpommern (KV M-V) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) wird nach Beschlussfassung durch
die Bürgerschaft der Hansestadt Wismar vom folgende Satzung über Bebauungsplan Nr.
69/08 „Südöstlicher Altstadtrand“, 1. Änderung bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B) erlassen.

RECHTSGRUNDLAGEN
1. ÄNDERUNG

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenver-
ordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist.

Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2015, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. November 2019 (GVOBl. M-V S. 682)

Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011 S.
777)
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TEIL B TEXT 
 
A) Planungsrechtliche Festsetzungen 
      (gemäß § 9 Abs.1 BauGB) 
  
1. Art der baulichen Nutzung 
 (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (2) BauNVO) 
 

1.1. Allgemeines Wohngebiet WA 
 (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 (6) BauNVO) 
 

Das Allgemeine Wohngebiet besteht aus drei Teilbereichen: WA 1, WA 2 und 
WA 3. 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 
und 5 BauNVO auch ausnahmsweise nicht zulässig. 
Im WA 1 können ausnahmsweise Einzelhandelseinrichtungen mit einer maxima-
len Verkaufsraumfläche von bis zu 400 m² zugelassen werden. 
 

 
1.2. Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und 

Einkaufszentrum 
 (§ 11 BauNVO) 
 

Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und Ein-
kaufszentrum sind folgende Nutzungen allgemein zulässig: 
- Einzelhandel mit einer maximalen Verkaufsraumfläche von 1.390 m² und fol-

genden nahversorgungsrelevanten Sortimenten: 
Back- und Fleischwaren 
Drogeriewaren 
Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Getränke) 
Pharmazeutika 
Reformwaren 
Schnittblumen 
Zeitungen/Zeitschriften 
Auf maximal 10 % der zulässigen Verkaufsraumfläche der jeweiligen Ver-
kaufseinrichtung sind nicht zentrenrelevante sowie sonstige zentrenrelevante 
Sortimente zulässig. 

- Anlagen für kirchliche, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
- Büros und Verwaltungen 
- Nichtstörende gewerbliche Einrichtungen 
Wohnungen sind ab einschließlich dem 1. Obergeschoss zulässig und ab dem 3. 
Obergeschoss zwingend vorzusehen. 
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1. Änderung: 
 
1.3. Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkpalette 
 (§ 11 BauNVO) 
 

Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkpalette sind folgende 
Nutzungen allgemein zulässig: 
- Kfz-Stellplätze und zugehörige Nebeneinrichtungen 

 
 
1.3. Fläche für den Gemeinbedarf 
 (§ 9 (1) Nr. 5 BauGB) 

 
 Auf der Gemeinbedarfsfläche ist die Errichtung eines Gebäudes mit maximal ei-
 nem Vollgeschoss zur Unterbringung von WC-Anlagen sowie von Einrichtungen 
 für die Stadtinformation (Informationspunkt) innerhalb der festgesetzten Bau-
 grenzen zulässig.  
 Die Errichtung zugehöriger befestigter und unbefestigter Freianlagen, Fahrrad-
 abstellanlagen, Ladestationen sowie Spielgeräte ist auch außerhalb der Bau-
 grenzen zulässig.  
 Im Wurzelschutzbereich des benachbarten zur Erhaltung festgesetzten Baumes 
 sind Versiegelungen mit Ausnahme von teilversiegelten Fußwegen nicht zuläs-
 sig. Der Wurzelschutzbereich definiert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes 
 zuzüglich 1,50 m. 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung 
 (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 
 
2.1. Höhe baulicher Anlagen 
 ( § 18 (1) BauNVO) 
 

Bezugspunkte 
Für die festgesetzten Gebäude-, Trauf- und Firsthöhen gilt als unterer Bezugs-
punkt die mittlere Höhenlage des dazugehörigen öffentlichen Straßenabschnit-
tes. 
Als Traufhöhe wird die Höhenlage der äußeren Schnittkante der Außenwand des 
aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut bezeichnet.  
Firsthöhe ist die Höhenlage der oberen Dachbegrenzungskante, also der äuße-
ren Schnittpunkte der beiden Dachschenkel. Maßgebend ist das eingedeckte 
Dach. 
Als Gebäudehöhe wird die oberste Dachbegrenzungskante festgesetzt. Das ist  
z. B. der oberste Abschluss der Außenwand einschließlich Attika bzw. geschlos-
sener Brüstung oder die Firsthöhe. 
 
In den Bereichen WA 1 und WA 3 gilt als Bezugspunkt für die Festsetzungen 
zum Maß der baulichen Nutzung (Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse) 
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die mittlere Höhenlage der Straßen Schatterau/Turmstraße bzw. Großschmiede-
straße. Im rückwärtigen Bereich der Bebauung sind aufgrund der Höhenlage zu-
sätzlich bis zu zwei Kellergeschosse als Vollgeschosse zulässig. 
Im Bereich der Flurstücke 1854/5 und 1854/6 im WA 2 gilt als Bezugspunkt für 
die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung (Anzahl der maximal zuläs-
sigen Vollgeschosse) die mittlere Höhenlage der Dr.-Leber-Straße. Im rückwärti-
gen Bereich der Bebauung sind aufgrund der Höhenlage zusätzlich bis zu zwei 
Kellergeschosse als Vollgeschosse zulässig. 
 
 

2.2. Zahl der Vollgeschosse - Staffelgeschoss 
  (§ 16 (2) Nr. 3 BauNVO) 
  

Zusätzlich zu der in der Planzeichnung festgesetzten Zahl der Vollgeschosse ist 
den Teilbereichen WA 1 und WA 2 auf den Gebäuden die Errichtung jeweils ei-
nes Staffelgeschosses (S) als Vollgeschoss mit einer maximalen Größe von 2/3 
der Grundfläche des darunter liegenden Vollgeschosses zulässig.  
 

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 
 (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
 
 Abweichende Bauweise 
 (§ 22 (4) BauNVO) 

Bei der abweichenden Bauweise sind Gebäudelängen über 50 m sowie eine Be-
bauung ohne seitlichen Grenzabstand zulässig. 

 
 Überbaubare Grundstücksfläche 

(§ 23 (3) BauNVO) 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 und 2 ist es zulässig, die festgesetzten Bau-
grenzen für Anbauten wie Treppenhäuser oder Aufzüge um das Maß von maxi-
mal 2,50 m Tiefe auf maximal 20 % Länge je Gebäudeseite zu überschreiten. 
Im WA 2 ist zwischen den Gebäuden die Errichtung von Verbinderbauten in einer 
Breite bis zu 1/3 der jeweiligen Seite der angrenzenden Gebäude zulässig. 

 
 
4. Nebenanlagen und Stellplätze 
 (§ 9 (1) Nr. 4 und Nr. 11 BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO) 
 

Im Plangebiet sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 2 BauNVO 
(Nebenanlagen für die Kleintierhaltung) nicht zulässig. Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 Abs. 1  Satz 1 sowie § 14 Abs. 2 BauNVO sind zulässig. 
 
 

4.1. Nebenanlagen und Stellplätze im Allgemeinen Wohngebiet 
Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie Stellplätze und Gara-
gen sind im rückwärtigen Grundstücksbereich auch außerhalb der überbaubaren 
Flächen zulässig sofern eine direkte Grundstückszufahrtsmöglichkeit besteht. Die 
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Flucht der straßenseitige Baulinie bzw. Baugrenze darf nicht überschritten wer-
den. Überdachte Stellplätze und Garagen müssen mit der Einfahrtsseite mindes-
tens 5 m von der Grenze zur öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sein.  
Im Bereich der Flurstücke 1889/1, 1890/1, 1891/1 und 1892/1 (WA 3) können 
Garagen in die Bebauung integriert werden. In diesem Fall ist kein Mindestab-
stand zur öffentlichen Verkehrsfläche erforderlich. 

4.2. Nebenanlagen und Stellplätze in den Sonstigen Sondergebieten im Sonsti-
 gen Sondergebiet 

In den Sonstigen Sondergebieten Im Sonstigen Sondergebiet sind Nebenanla-
gen sowie Stellplätze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Flächen zu-
lässig. 

 
1. Änderung: 
 
4.3 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung:  

Öffentliche Parkfläche 
 Auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestim- 

mung Öffentliche Parkfläche ist das Errichten von Fahrradabstellanlagen sowie 
Ladestationen als hochbauliche Anlagen zulässig. 
Im Wurzelschutzbereich des zur Erhaltung festgesetzten Baumes sind Versiege-
lungen mit Ausnahme von teilversiegelten Fußwegen nicht zulässig. Der Wurzel-
schutzbereich definiert sich aus der Kronentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 
m. 

 
 
5. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen  
 (§ 9 (1) Nr.24 BauGB) 
 
1. Änderung: 
 
5.1. Schallemissionen  
 

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkpalette 
 
Zur Einschränkung und zur Vorsorge gegen Schallemissionen ist im Sonderge-
biet die Parkpalette so zu gestalten, dass das oberste Parkdeck mit einer ge-
schlossenen Wand in Richtung der Turmstraße und zusätzlich mit daran an-
schließenden Schenkeln in Richtung der Dr.-Leber-Straße von jeweils mindes-
tens 10,00 m Länge ausgestattet ist. Das resultierende Schalldämmmaß der 
Schallschutzwand R`w muss mindestens 20 dB betragen. Diese Schallschutz-
wand ist mit einer Mindesthöhe von 2,50 m über der Oberkante des obersten 
Parkdecks auszuführen.  
Die direkten Zu- und Abfahrten der Parkpalette sind grundsätzlich einzuhausen. 
 

Pkt 5.1. entfällt 
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5.2. Schallschutzmaßnahmen 
 
Allgemeines Wohngebiet 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet werden folgende Lärmpegelbereiche dargestellt: 

 
 
Teilbereich 

Lärmpegelbereich 
alle anderen Seiten der Straße abgewandte 

Seite 
WA 1   
Dr.-Leber-Straße 1-3; 
Rückseite Gebäude 
Großschmiedestraße 41  

 
IV 

 
III 

WA 2   
Dr.-Leber-Straße 5 V / IV III 
Dr.-Leber-Straße 7, 9  IV / III II 
Planstraße A III II 
WA 3   
Turnerweg 2 IV III 
Schatterau 34-50 III III / II 
Turmstraße 32-44 III III 

 
 

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und 
Einkaufszentrum 
 
Im Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Dienstleistungs- und Ein-
kaufszentrum werden folgende Lärmpegelbereiche dargestellt: 

 
 
Teilbereich 

Lärmpegelbereich 
alle anderen Seiten der Straße abgewandte 

Seite 
SO Dienstleistungs- 
und Einkaufszentrum 

  

Dr.-Leber-Straße V III / II 
Turnerweg V / IV II 
 

 

Bei der Sanierung oder Neuerrichtung von Gebäuden im Plangebiet ist folgendes 
zu gewährleisten: 

  
1. Gebäudeseiten und Dachflächen von schutzbedürftigen Räumen im Sinne 

der DIN 4109 (Schlafräume, Wohnräume etc.) sind innerhalb der ausgewie-
senen Lärmpegelbereiche entsprechend ihrer Nutzung so auszuführen, dass 
die erforderlichen resultierenden bewerteten Schalldämm-Maße entspre-
chend der DIN 4109, Tabelle 8 eingehalten werden. 
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2. Schlafräume und Kinderzimmer sind auf den lärmabgewandten Gebäudesei-

ten (der jeweiligen Straße abgewandte Seiten) anzuordnen. Ist dies nicht 
möglich, so sind innerhalb der Lärmpegelbereiche III bis V aktive schallge-
dämmte Lüftungseinrichtungen (Dauerlüftungen) einzubauen. 

 
3. Außenwohnbereiche (Balkone, Loggien, -Terrassen) sind innerhalb der 

Lärmpegelbereiche III bis V nur an lärmabgewandten Gebäudeseiten zuläs-
sig. 

 
4. Für die von der maßgeblichen Lärmquelle abgewandten Gebäudeseiten 

(Straßen) darf der maßgebliche Außenlärmpegel ohne besonderen Nachweis 
bei offener Bebauung um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. bei 
Innenhöfen um 10 dB(A) gemindert werden. 

 
5. Die im Bebauungsplan gekennzeichneten Lärmpegelbereiche gelten für das 

unbebaute Plangebiet mit Ausnahme der geplanten Parkpalette. Wird durch 
ergänzende Schalluntersuchungen für konkrete Planvorhaben nachgewiesen, 
dass sich der maßgebliche Außenlärmpegel z.B. infolge der Abschirmung 
durch vorgelagerte Baukörper vermindert, so kann von den Festsetzungen in 
den Punkten 1 bis 3 abgewichen werden. 

 
6. Der Schallschutznachweis gemäß DIN 4109 ist im Baugenehmigungsverfah-

ren zu erbringen. 
 
 
6. Flächen oder Teile baulicher Anlagen mit Festsetzungen für Bepflanzungen 
 (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 
 

• Bäume, die mit dem entsprechenden Planzeichen als Einzelbäume festge-
setzt sind, sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Der Grundstückseigen-
tümer ist neben der Pflege auch für die Verkehrs - und Standsicherheit zu-
ständig.  
In begründeten Einzelfällen ist eine Fällung in Abstimmung mit der unteren 
Naturschutzbehörde möglich. In diesem Falle sind Ersatzpflanzungen zu leis-
ten. 

 
• Die zur Erhaltung festgesetzten Einzelbäume im Plangebiet sind dauerhaft 

vor Beeinträchtigungen die den Fortbestand gefährden, und auch während 
der Baumaßnahmen gemäß DIN 18920, zu schützen. Beschädigte oder ab-
gegangene Gehölze sind in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde 
gleichwertig zu ersetzen. 

 
• Offene Baumscheiben für Baumstandorte sind in einer der verwendeten 

Baumart angepassten Größe auszubilden. Straßenbäume/ Verkehrsbegleit-
grün sind vor Anfahrschäden zu schützen. 
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• Bäume die im Bereich zukünftiger Baufenster liegen, müssen vor Baubeginn 
bei der unteren Naturschutzbehörde zur Fällung beantragt werden. Die ent-
sprechende Auflage zur Kompensation erfolgt ebenfalls durch die Behörde 
und wird nicht über den Bebauungsplan geregelt. 

 
• Grünflächen sind entsprechend der Artenliste zu bepflanzen, zu pflegen und 

dauerhaft zu erhalten. Diese Flächen sind frei von baulichen Anlagen zu nut-
zen. 

 
• Auf den festgesetzten öffentlichen Grünflächen entlang der Turmstraße ist 

der bisher teilversiegelte Bereich der Stellplatzanlage zurückzubauen. Im An-
schluss ist die Fläche der ehemaligen Wallanlage fachgerecht als Ausgleich 
in Form einer parkartigen Grüngestaltung mit heimischen Gehölzen anzule-
gen. Auf mindestens 50% der Gesamtfläche sind Baum- und/oder Gehölz-
gruppenpflanzungen entsprechend der Artenliste vorzunehmen und dauerhaft 
zu erhalten.  

 
• Im Bereich der südwestlich gelegenen öffentlichen Stellplatzanlage ist entlang 

der Dr.-Leber-Straße in Fortführung der Gebäudeflucht des benachbarten 
Sondergebietes die Anpflanzung von Bäumen einschließlich der Baumschei-
benbepflanzung entsprechend der Artenliste vorzunehmen. 

 
• Zusätzlich sind im Bereich der südwestlich gelegenen öffentlichen Stellplatz-

anlage mindestens 20 Bäume einschließlich der Baumscheibenbepflanzung 
entsprechend der Artenliste anzupflanzen und zu erhalten. 

 
 1. Änderung:  
 

• Im Bereich des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Parkpalette sind 
mindestens sechs Bäume einschließlich der Baumscheibenbepflanzung ent-
sprechend der Artenliste anzupflanzen und zu erhalten. 
 

• Auf der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestim-
mung Öffentliche Parkfläche innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes sind mindestens 14 Bäume einschließlich Baum-
scheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste anzupflanzen und zu erhal-
ten. Die Neuanpflanzung der Bäume ist vor Inbetriebnahme der Stellplatzan-
lage vorzunehmen. 
Für die Neuanpflanzung von Bäumen und Sträuchern ist aufgrund der vorbe-
lasteten Böden im Untergrund eine Bodenverbesserung in Form eines Bo-
denaustausches erforderlich. Die Größe des Austauschs erfolgt in Abhängig-
keit der jeweiligen Pflanzgrubengröße (die 2fache Größe in Breite und 1,5-
fache Größe in Tiefe des jeweiligen Wurzelwerks), für Bäume ein Volumen 
von mindestens 12 m². 
Offene Baumscheiben müssen eine Mindestgröße von 6 m² aufweisen. 
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• Zur Sicherung des Begrünungszieles ist für private Bauflächen mit der Bau-
anzeige ein Freiflächenplan (Begrünungs- und Pflegeplan) mit der geplanten 
Gestaltung und Pflanzenverwendung einzureichen. In diesem Plan ist der 
räumliche  Zusammenhang mit der Gestaltung des unmittelbar angrenzenden 
öffentlichen Freiraumes darzustellen. 
 
 

Arten für das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern auf Grünflächen so-
wie sonstigen Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (Arten-
liste) 
 
Für Bepflanzungen auf den festgesetzten privaten und öffentlichen Flächen zum 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind folgende Baum- und Straucharten 
vorrangig zu verwenden: 
 
• Kolkwitzie, Deutzie 
• Garteneibisch, Hortensien  
• Schneeball, Spierstrauch 
• Sommerflieder, Flieder 
• falscher Jasmin, Zaubernuss  
• Forsythie, Weigelie 
• Apfel-, Weinrose   
• Stechpalme, Kirschlorbeer   
• Feuerdorn, Zierquitte 
• Kuchenbaum, Trompetenbaum 
• Blumenesche, Blumenhartriegel 
• Magnolie, Zierkirsche 
• Kugelrobinie, Rotdorn 
• Zierapfel, Zierpflaume 
• Ahorne , Linden in versch. Sorten 
• vielblütige Rose  
• Haselnuss, Holunder 
• Felsenbirne, Hundsrose 
• Schlehe, Pfaffenhütchen 
• Erbsenstrauch, Kornellkirsche 
• Blasenspiere, Heckenkirsche  
• weidenblättrige Felsenmispel 
• Hartriegel, Weißdorn 
• Liguster, Kreuzdorn  
• Feldahorn, Spitzahorn, Eberesche 
• Hainbuche, Rotbuche  
• Stieleiche, Linde 
Die Anpflanzungen sind mit folgenden Mindestqualitäten vorzunehmen: 
bei Verkehrsbegleitgrün - in der Qualität ohne Ballen, Höhe 30/40 
bei Solitärpflanzungen - in der Qualität ohne/mit Ballen, Höhe 100/150 cm  
bei Bäumen - im Stammumfang 18/20 cm.  
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Auf immergrüne Nadelgehölze wie Lebensbaum und Scheinzypresse ist in Pflan-
zungen des Plangebietes zu verzichten. 

 
 

B) Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 ( § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V) 
 

Die baugestalterischen Festsetzungen der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungs-
satzung Wismar-Altstadt“ sind zu beachten. 

 
1. Gebäudegestaltung  
1.1. Außenwände 
 

Zur Gestaltung der Außenwände sind neben ziegelsichtigem roten bis rotbraunen 
Sichtmauerwerk auch glatt verputzte Wandflächen oder geschlämmte Kalksand-
steinfassaden in hellen Farbtönen, z.B. in den Farben cremeweiß, beige oder 
hellgrau oder Kombinationen dieser Arten der Außenwandgestaltung zulässig.  
Andere Baustoffe entsprechend der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungssatzung 
Wismar-Altstadt“ dürfen verwendet werden. 
Nicht zulässig sind hochglänzende Baustoffe wie Edelstahl, emaillierte Elemente 
einschließlich Fliesen, Verkleidungen in Faserzement, Kunststoff und Blech, 
kleinteiligere Baustoffe als dünnformatige Ziegel sowie Verkleidungen, die ande-
re Baustoffe vortäuschen. 
Bei neu zu errichtenden Gebäuden im WA 2 sowie in den Sondergebieten ist die 
Ausführung der Öffnungen auch in anderen Formaten, als in der Gestaltungssat-
zung vorgegeben, zulässig. 
 
 

1.2. Dachflächen  
 

Abweichend von der Gestaltungssatzung werden für das WA 1, WA 2 und die 
Sondergebiete das Sondergebiet keine Steildächer festgesetzt. Es ist zulässig, 
die Dächer als Satteldächer mit einer Dachneigung bis 48° oder als Flachdächer 
auszuführen.  
 

1. Änderung:  
 
Für das Gebäude auf der Fläche für Gemeinbedarf wird ein Flachdach festge-
setzt. 
 
Dachflächen dürfen nur mit reflektionsfreien, d.h. nicht glänzenden Materialien – 
ausgenommen davon sind Glasflächen – hergestellt werden.  
 

1. Änderung:  
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Eine extensive Dachbegrünung des Gebäudes auf der Fläche für Gemeinbedarf 
ist zulässig. 
 
Bei Errichtung von Doppelhäusern sind jeweils einheitliche Materialien und Far-
ben zur Außenwand- und Dachflächengestaltung zu verwenden. 
 

 
1.3. Fotovoltaikanlagen/ Solaranlagen 
 
 Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) gilt: 

Fotovoltaikanlagen/ Solaranlagen an/auf Gebäuden können im Einzelfall zuge-
lassen werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
a) die Anlage auf der vom öffentlichen Straßenraum abgewandten Seite ange-

ordnet wird, so dass sie weder vom öffentlichen Straßenraum noch von tou-
ristisch besuchten Kirchtürmen der Stadt sichtbar sind 

b) die Anlagen nicht aufgeständert sind 
c) die Anlagen die Farbe der Dachdeckung aufnehmen 
d) sich gestalterisch und harmonisch in die bestehende Architektur einfügen. 
Auf untergeordneten Nebengebäuden im Hofbereich wäre eine Aufständerung 
und abweichende Farbe zulässig, sofern Punkt a) erfüllt wird. 
 

1. Änderung:  
 
In den Sondergebieten dem Sondergebiet sind die Anlagen auf den Dächern der 
Gebäude bzw. Gebäudeteile zulässig. 
Für die Fläche des Gemeinbedarfs sind derartige Anlagen auf dem Dach des 
Gebäudes ausgeschlossen. 

 
 
2. Garagen  
 
 Die Gestaltung der Außenwände von Garagen hat wie die der Hauptgebäude zu 
 erfolgen.  
 
 
3. Einfriedungen  
 

An der Planstraße A sind aus Gründen der Verkehrssicherheit (Sichtwinkel) Ein-
friedungen bis zu einer maximalen Höhe von 0,70 m, bezogen auf die Fahrbahn-
höhe zulässig. Die Einfriedungen sind entsprechend der örtlichen Bauvorschrift 
„Gestaltungssatzung Wismar-Altstadt“ auszuführen. 

 
 
4. Verkehrsflächen 
 

Abweichend von der örtlichen Bauvorschrift „Gestaltungssatzung Wismar-
Altstadt“ sind für befestigte Flächen auf den Baugrundstücken sowie der Ge-
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meinbedarfsfläche folgende Flächen zu verwenden: Beton- und/oder Naturstein-
pflaster in den Farben grau, anthrazit und/oder rotbunt  oder Holz. 
 
 

5. Werbeanlagen 
 
5.1. Fest installierte Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur am 

Gebäude zulässig.  
Je Gewerbeeinheit ist nur eine Werbeanlage entweder im Sinne von 5.3. oder 
5.4. zulässig. 

5.2. Werbeanlagen dürfen die Traufe und den Ortgang des jeweiligen Gebäudes 
nicht überschreiten. Darüber hinaus dürfen Werbeanlagen an Fassaden mehrge-
schossiger Gebäude ausschließlich in der Erdgeschosszone bis einschließlich 
des Brüstungsfeldes über dem Erdgeschoss angeordnet werden. 

5.3. Bei parallel zur Gebäudefront angebrachten Werbeanlagen sind a) auf die Wand 
gesetzte Einzelbuchstaben, b) ein auf die Wand gemalter Schriftzug oder c) ein 
auf eine transparente Plexiglasscheibe aufgebrachter Schriftzug zulässig. 
Werbung in Form von Einzelbuchstaben oder als Logo ist nur a) unbeleuchtet 
oder b) indirekt beleuchtet mit Silhouettenwirkung zulässig. 
Senkrecht zur Gebäudefront angebrachte Werbeanlagen (Ausleger) sind nur a) 
unbeleuchtet oder b) dekupiert zulässig.  
Leuchtkästen jeglicher Art und Ausführung sind unzulässig. 

5.4. Werbefahnen sind am Gebäude im Bereich des Erdgeschosses und als einzel-
stehende Anlage zulässig. 

 
 
6. Bußgeldvorschrift 
 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gestalterischen Festsetzungen ver-
stößt, handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann 
mit Bußgeld geahndet werden. 
 
 
 

Hinweise 
 

 

1. Denkmalschutz - Sanierungsgebiet - Erhaltungsbereich  
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb des Denk-
malbereiches Altstadt sowie der Pufferzone zum UNESCO-Welterbe-Bereich 
„Die historischen Altstädte Stralsund und Wismar“.  
Neubauvorhaben bedürfen der Vorstellung und Befürwortung des Sachverstän-
digenbeirates der Hansestadt Wismar. Der Sachverständigenbeirat berät als un-
abhängiges Fachgremium der Hansestadt Wismar bei der Entwicklung des Welt-
erbes mit dem Ziel, eine hohe Qualität des Stadtbildes und der Baukultur zu si-
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chern sowie städtebauliche, architektonische und denkmalpflegerische Fehlent-
wicklungen zu vermeiden. 
Sämtliche bauliche Maßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind 
gemäß DSchG M-V und den §§ 144, 145, 172 und 173 BauGB in der jeweils gül-
tigen Fassung genehmigungspflichtig. 
Des weiteren gelten  für den Planbereich bzw. Teile des Planbereiches die Sat-
zung der Hansestadt Wismar über die förmliche Festlegung des Sanierungsge-
bietes „Altstadt Wismar“ vom 18.07.1992, die Erhaltungssatzung Wismar-Altstadt 
vom 18.03.1992 sowie die örtliche Bauvorschrift „Gestaltungssatzung Wismar-
Altstadt“ vom 18.06.1992. 

 
  
2.  Bodendenkmalschutz 
 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Bodendenkmals „Altstadt“. Für Bauvorhaben 
ist deshalb eine Genehmigung nach § 7 DSchG M-V in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 06.Januar 1998 (GVOBl. M-V S. 12), zuletzt geändert durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 12.Juli 2010 (GVOBl. M-V S. 383, 392) erforderlich.  
 
Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten ist die fachgerechte Bergung und Dokumentati-
on der betroffenen Teile des „Bodendenkmals Altstadt“ sicherzustellen. Über die 
in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation des Bo-
dendenkmals ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege (LAKD) spätes-
tens vier Wochen vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten. 
 
Für alle mit Erdarbeiten im Zusammenhang stehenden Baumaßnahmen ist eine 
baubegleitende archäologische Betreuung sicherzustellen. Mit dem LAKD, dem 
die wissenschaftliche Ausgrabung und Bergung von Bodendenkmalen obliegt, ist 
hierfür frühzeitig vor Beginn der Bauarbeiten Kontakt aufzunehmen und eine ver-
bindliche Vereinbarung zu treffen, die den Umfang sowie den terminlichen und 
personellen Rahmen der archäologischen Maßnahme fixiert. 
Die anfallenden Kosten für die Bergung und Dokumentation trägt der Verursa-
cher des Eingriffs (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). 
 
Für Bodendenkmale, die zufällig neu entdeckt werden, sind folgende Hinweise zu 
beachten: 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen ent-
deckt werden,  ist gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern 
(DSchG M-V) in der  Fassung der Bekanntmachung vom 06.01.1998 (GVOBl. M-
V S. 12 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22.11.2001 
(GVOBl. M-V S. 438) die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde zu benach-
richtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern 
oder Beauftragten des Landesamtes für Bodendenkmalpflege  in unverändertem 
Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Ar-
beiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
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3. Bodenschutz / Abfall 
 
Bodenschutz 
Innerhalb des Plangebietes sind keine schädlichen Bodenveränderungen im Sin-
ne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) bekannt. Eine 
Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von schädlichen Bodenveränderungen 
oder Altlasten wird jedoch nicht übernommen. 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne BBodSchG 
festgestellt, sind der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Ge-
walt über das Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 BBodSchG ge-
nannten Personen verpflichtet, unverzüglich den Landrat des Landkreises Nord-
westmecklenburg als zuständige Bodenschutzbehörde zu informieren. Diese 
Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwir-
kungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich auch für die Bauherren 
und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten Beauftragten, Scha-
densgutachter, Sachverständige und Untersuchungen. 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkun-
gen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen 
des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen kön-
nen, vermieden werden. 
 
Abfallentsorgung 
Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer gemäß § 7 Kreislaufwirtschaftsge-
setz (KrWG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten und unbelasteten 
Bodenaushubs verpflichtet. Er unterliegt der Anzeige- und Nachweispflicht.  
Hierbei sind die Abfälle gemäß § 9 KrWG zur Verwertung und Behandlung ge-
trennt zu halten. 
Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle auch aus Abbruch) sind zur Verwertung 
einer zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzuführen.  
Nicht verwertbare bzw. schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren 
und durch hierfür gesondert zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen.  
 

1. Änderung: 
 
 Bei Bodenabtrag ist die LAGA M 20 mit Probenahme nach LAGA PN 98 anzu-
 wenden. 

 
 

4. Munitionsfunde 
 

Das Plangebiet ist entsprechend dem Geoportal Mecklenburg-Vorpommern als 
kampfmittelbelastet gekennzeichnet. Hier fanden 1945 Kampfmittelabwürfe statt. 
Aufgrund der Nutzung nach erfolgter Munitionsberäumung in den vergangenen 
Jahren (Bürohaus, Kindertagesstätte, Parkplatz) ist jedoch von einer akuten Ge-
fährdung nicht auszugehen. 
Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung erhält man als 
Vorhabenträger gebührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des Landesam-
tes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophen-
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schutz M-V (LPBK). Ein entsprechendes Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor 
der Bauausführung empfohlen. 
 
Da es nach bisherigen Erfahrungen nicht auszuschließen ist, dass - auch in für 
den Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereichen 
- Einzelfunde auftreten können, sind Tiefbauarbeiten im gesamten Plangebiet 
stets mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen Arbeiten 
kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, sind 
aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Um-
gebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst des LPBK zu be-
nachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde 
hinzuzuziehen. 
 
 

1. Änderung: 
 

5. Artenschutzrechtliche Belange  
 
 Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen 
 Zum Schutz der einheimischen Brutvögel ist die Beräumung der Flächen (Ab-
 schieben der Vegetation und Entfernung von Gehölzen) gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 
 BNatSchG nur außerhalb der Brutzeit, d.h. nur im Zeitraum vom 01. Oktober bis 
 zum letzten Tag im Februar zulässig. 
 Ausnahmen außerhalb dieser Zeit sind nur zulässig, sofern der gutachterliche 
 Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass die artenschutzrechtlichen 
 Bestimmungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG eingehalten werden. Der Nachweis, 
 dass keine geschützten Arten vorkommen bzw. erheblich beeinträchtigt werden, 
 ist dann durch den Verursacher der zuständigen Behörde rechtzeitig vor Beginn 
 der Baumaßnahmen vorzulegen. 
 
 
6. Gehölzschutzmaßnahmen  
 
 Alle Handlungen, die zur Zerstörung, Beschädigung oder nachhaltigen Verände-
 rung der nach § 18 NatSchAG M-V gesetzlich geschützten Bäume führen kön-
 nen, sind verboten.  
 Bis auf die Herstellung teilversiegelter Fußwege sind Versiegelungen im Wurzel-
 schutzbereich unzulässig. Der Wurzelschutzbereich definiert sich aus der Kro-
 nentraufe des Gehölzes zuzüglich 1,50 m. 
 Die gesetzlichen Vorschriften und die allgemeingültigen Forderungen des Ge-
 hölzschutzes sind zu beachten. 
 
 
7. Baumaßnahmen/ Ökologische Baubegleitung 
 
 Bei der Herstellung von baulichen Anlagen, Nebenanlagen sowie Ver- und Ent-
 sorgungsanlagen im Wurzelschutzbereich von Bäumen wird eine ökologische 
 Baube gleitung empfohlen.  
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 Während der Bauzeit sind Bäume durch Bauzäune zu schützen, falls zu erwarten 
 ist, dass die Bäume durch Baumaßnahmen beeinträchtigt werden könnten. 
 Im Rahmen der Bauausführung sollten Überwachungen der Einhaltung gesetzli-
 cher Vorschriften und der Umsetzung von Festsetzungen des Bebauungsplanes 
 erfolgen. Dies betrifft die Einhaltung allgemeingültiger Forderungen des Gehölz-
 schutzes wie z.B. DIN 18920 und RAS-LP 4. 
 
 
8. Gewässerschutz 
 
 Der Planbereich befindet sich gegenwärtig außerhalb der z.Zt. geltenden Trink-
 wasserschutzzonen gemäß Beschluss Nr. 30-7/85 vom 17.05.1985.  
 Derzeit läuft ein Verfahren zur Neufestsetzung der Trinkwasserschutzzonen. Ent-
 sprechend dem vorliegenden Entwurf hierzu wird sich der Geltungsbereich der 1. 
 Änderung zukünftig in der Trinkwasserschutzzone III A der Wasserfassung Fried-
 richshof befinden. Gemäß der künftigen Wasserschutzgebietsverordnung ist 
 die Errichtung oder Erweiterung von Straßen, Wegen und sonstigen Verkehrsflä-
 chen erlaubt, sofern die Vorgaben der RiStWag beachtet werden. Die RiStWag 
 gibt vor, dass die Befestigung der Verkehrsflächen wasserundurchlässig sein 
 muss. Das Schmutz- und Niederschlagswasser ist zu sammeln und aus dem 
 Wasserschutzgebiet hinauszuleiten. 
 
 
9. Technische Normen und Grundlagen 
  
 Die als Grundlage für die Festsetzungen im Bebauungsplan genannten DIN-
 Normen, technischen Regelwerke, Erlasse und Verordnungen können im Bau-
 amt, Abteilung Planung, Kopenhagener Straße 1, 23966 Wismar eingesehen 
 werden. 
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1. Erfordernis der Planaufstellung und allgemeine Ziele 
 

1.1. Allgemeines   
  

 In dem seit dem 23.08.2014 rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 69/08 
ist u.a. ein Baugebiet als Sondergebiet Parkpalette festgesetzt. Hier 
sollte eine zweigeschossige Parkpalette errichtet werden, jedoch ist ei-
ne Realisierung in einem absehbaren Zeitraum nicht wirtschaftlich dar-
stellbar.  

 

  Auf der Fläche wird derzeit provisorisch ein unbefestigter bewirtschaf-
teter Parkplatz mit einer Schotteroberfläche betrieben, die bereits 
mehrfach nach nur kurzen Nutzungsperioden instandgesetzt werden 
musste. 

 
 Das Parkraumkonzept für die Altstadt der Hansestadt Wismar von 2013 

weist für den Standort eine sehr hohe Frequentierung und Akzeptanz 
bei Beschäftigten, Anwohnern und Besuchern des historischen Stadt-
zentrums aus. Daher ist eine schnelle und nachhaltige bauliche Umset-
zung dieses Kfz-Stellplatzangebotes für die weitere städtebauliche Ent-
wicklung und Qualifizierung des Altstadtringes insbesondere im Bereich 
der Turmstraße sehr wichtig. 

  
Um statt der festgesetzten Parkpalette eine öffentliche ebenerdige 
Parkplatzanlage errichten zu können, sind die Festsetzungen im Be-
bauungsplan im Bereich des Sondergebietes Parkpalette zu ändern in 
„Öffentliche Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung Öf-
fentliche Parkfläche“. Zudem ist im Bereich ein Baufeld zur Errichtung 
eines öffentlichen WC-Gebäudes auszuweisen. 
 
 

1.2. Geltungsbereich 
 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Wismar-Altstadt.  
Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 69/08 
umfasst ca. 4.780 m². 
 
Er wird begrenzt:                                                                                                                             
im Nordwesten: durch die Grünfläche an der Turmstraße 
im Norden: durch die Zufahrt zur Kindertagesstätte (Planstraße 

A) 
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im Südosten: durch eine Linie im Abstand von 25 – 50 m zur Dr.-
Leber-Straße (Busparkplätze) 

im Südwesten: durch die Zufahrt zu den Parkplätzen Turmstraße 
(Planstraße B) 

Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke bzw. Teile von fol-
genden Flurstücken: 
aus der Flur 1: 
1869/5; 1869/6, 1870/2; 1871/1; 1872; 1873; 1874; 1875; 1876; 
1877; 1878; 1879; 1880; 1881; 1882; 1884/4; 1914; 1915 und 1916 
 
 

1.3. Einordnung der Planung, Planverfahren 
 

Die Fläche im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 69/08, 1. Än-
derung ist im wirksamen Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche ge-
mäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO dargestellt, die Errichtung von öffentli-
chen Kfz-Parkplätzen ist hier zulässig. Die 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 69/08 wird gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem 
wirksamen Flächennutzungsplan der Hansestadt Wismar entwickelt. 
 
Das Planverfahren soll im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB für Bebauungspläne der Innenentwicklung durchgeführt wer-
den. Dies darf entsprechend § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB angewandt 
werden, wenn die zu versiegelnde Fläche weniger als 20.000 m² be-
trägt. Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
69/08 beträgt lediglich ca. 4.780 m², die zu versiegelnde Fläche ent-
sprechend weniger. 
Ein weiteres Kriterium ist gemäß § 13a BauGB die Wiedernutzbarma-
chung von Flächen. Auch dieses trifft am Standort zu. Die Fläche wurde 
bereits in der Vergangenheit als Parkplatz genutzt. 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB gelten im beschleunigten Verfahren 
die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 
Abs. 3 BauGB. In diesem kann u.a. von der frühzeitigen Unterrichtung 
und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wer-
den. 
Des Weiteren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von 
dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener  Informationen verfüg-
bar sind sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 
1 und § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen; § 4c BauGB ist nicht anzuwen-
den. 
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1.4. Rechtsgrundlagen 
 

o Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 08. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist 

 
o Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-

verordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert am 04. Mai 2017 durch 
Artikel 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im 
Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der 
Stadt (BGBl. I Nr. 25 vom 12.05.2017 S. 1057) 

 
o Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 

des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert am 04. Mai 
2017 durch Artikel 3 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 
2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusam-
menlebens in der Stadt (BGBl. I Nr. 25 vom 12.05.2017 S. 1057) 

 
o Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V 2015, 
S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. November 2019 
(GVOBl. M-V S. 682)  

 
o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern vom 13. 

Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777) 
 
 
1.5. Planungsabsichten und Ziele 
 

1.5.1. Heutige Nutzung 
 

Der Planbereich wird seit 1997 nach Rückbau der ehemaligen Kinderta-
gesstätte als provisorischer öffentlicher Parkplatz genutzt. Dieser Be-
reich umfasst momentan ca. 170 ebenerdige PKW-Stellplätze und 
sechs Busstellplätze. 
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1.5.2. Bisherige Planungen 

Die derzeitige Planung sieht entsprechend der Festsetzungen im 
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 69/08 die Errichtung einer zweige-
schossigen Parkpallette bis zu maximal 400 PKW-Stellplätzen vor. 

1.5.3. Aufgabenstellung, Ziele der Planung 
 

Auf Grundlage des von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 
24.11.2011 beschlossenen „Konzeptes Ruhender Verkehr Altstadt 
Wismar“ (Parkraumbewirtschaftungskonzept) soll auf der Fläche des 
derzeit provisorischen, unbefestigten Parkplatzes mit einer Schotter-
oberfläche zwischen Turmstraße und Dr.-Leber-Straße eine attraktiv 
gestaltete ebenerdige Stellplatzanlage mit ca. 114 PKW-Stellplätzen 
entstehen.  
Da dieser Standort neben der Nutzung durch Anwohner und Beschäf-
tigte der Altstadt sowie durch andere Bürger der Stadt und des Umlan-
des eine besonders wichtige Funktion für touristische Besucher des 
UNESCO-Welterbes hat, ist zusätzlich in Ergänzung zur Stellplatzanlage 
die Errichtung einer „Willkommensstation“ einschließlich öffentlicher 
WC-Anlagen und eines Informationspunktes (Stadtplan, Flyer) vorge-
sehen. 
 
 

2. Planinhalt 
 

2.1. Festsetzungen 
 

Innerhalb des Geltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 69/08 werden folgende Nutzungen festgesetzt: 
 
- Öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung mit der 
Zweckbestimmung Öffentliche Parkfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB zur Errichtung der Stellplatzanlage einschließlich Zuwegungen, 
zugehöriger Nebenanlagen wie z.B. Kassenautomaten, Elektroladesta-
tionen und unbefestigter Flächen (Grünflächen) für festgesetzte Baum-
standorte 
Die Stellplatzanlage soll ebenerdig attraktiv gestaltet werden und aktu-
ellen Nutzungsansprüchen genügen. Hierzu kann beispielsweise ein 
Angebot an Elektroladestationen gehören. Barrierefreie Parkplatzange-
bote sind vorzugsweise in der Nähe der Gemeinbedarfsfläche und des 
Zugangs zur Altstadt Richtung Bergstraße anzuordnen. 
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Als Kompensation für zwei am Standort zu fällende geschützte Bäume 
und um eine Durchgrünung der Stellplatzanlage auch als Schatten-
spender für die abgestellten Fahrzeuge zu erreichen, werden neben 
dem Erhalt eines besonders prägnanten vorhandenen Kastanienbau-
mes mit einem Kronendurchmesser von ca. 14 m unmittelbar angren-
zend an die Gemeinbedarfsfläche (Planzeichnung Teil A) die Anpflan-
zung und der Erhalt von mindestens 14 Bäumen einschließlich Baum-
scheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste festgesetzt (Text Teil 
B Nr. 6).  
 
- Fläche für den Gemeinbedarf gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zur Er-
richtung eines Gebäudes mit maximal einem Vollgeschoss zur Unter-
bringung von WC-Anlagen sowie von Einrichtungen für die Stadtinfor-
mation (Informationspunkt) einschließlich zugehöriger befestigter und 
unbefestigter Freianlagen sowie Spielgeräte 
Das ermöglicht einem künftigen Parkplatzbetreiber beispielsweise die 
Schaffung einer Informationsstelle als ersten Anlaufpunkt für Besucher 
der Stadt sowie sanitärer Anlagen und kann zur Erhöhung der Attrakti-
vität des Standortes insbesondere für auswärtige Gäste beitragen. 
 
 

2.2. Erschließung 
 
2.2.1.  Verkehr   
 

Straßenverkehr 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt ausschließlich von der Dr.-
Leber-Straße über die bereits vorhandene Anbindung Planstraße B aus. 
Der Einmündungsverkehr von der Dr.-Leber-Straße wird über eine 
Lichtzeichensignalanlage geregelt. 
Eine verkehrsmäßige Verbindung zwischen der Planstraße B und der 
Turmstraße sowie zur Planstraße A ist nur für den Fußgänger- und 
Radverkehr vorgesehen.  
 

 Stellplätze 
Im Planbereich wird zur Errichtung öffentlicher Kfz-Stellplätze  eine 
Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung Öffentliche 
Parkfläche festgesetzt. Hier sollen insgesamt ca. 114 bewirtschaftete 
PKW-Stellplätze entstehen.  
Unmittelbar angrenzend zum Plangebiet befinden sich 
- südwestlich der Planstraße B eine weitere PKW-Stellplatzanlage mit 
ca. 100 Stellplätzen sowie  
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- südöstlich des Plangebietes 1. Änderung ca. 10 Stellplätze für Reise-
busse  
 
ÖPNV  
Im Nahbereich des Plangebietes befinden sich an der Dr.-Leber-Straße 
sowie am Lindengarten Haltestellen des ÖPNV für mehrere städtische 
und regionale Buslinien.  
Der Bahnhof der Deutschen Bahn AG sowie der Zentrale Omnibus-
bahnhof liegen fußläufig in ca. 700 bis 900 m Entfernung zum Plange-
biet.  
Der Anschluss an das ÖPNV-Netz ist somit gegeben. 
 
Fuß- und Radverkehr 
Die fußläufige Verbindung, auch nutzbar für den Radverkehr, von der 
öffentlichen Parkfläche zur Altstadt erfolgt vorwiegend über die Ge-
meinbedarfsfläche, den bereits gestalteten Fußgängerbereich nord-
westlich der Planstraße A, die Turmstraße, Bergstraße Richtung Markt-
platz.  
Zusätzliche Anbindungen sind Richtung Planstraße A (u.a. zur Kinder-
tagesstätte) sowie zu den unmittelbar angrenzenden Busparkplätzen 
Richtung Dr.-Leber-Straße vorgesehen. 
 
 

2.2.2. Ver- und Entsorgung 
 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes mit den beabsichtigten Nut-
zungen Öffentliche Stellplatzanlage und Gemeinbedarfsfläche mit WC-
Anlagen kann am Standort sichergestellt werden. 
Auf die notwendige Erhaltung vorhandener Ver- und Entsorgungslei-
tungen im Plangebiet wird hingewiesen. Die Baumaßnahmen sind vor 
Beginn mit den Ver- und Entsorgungsträgern abzustimmen.  
Die Anforderungen zur Ver- und Entsorgung des Plangebietes mit 
Elektroenergie, Wasser, Abwasser und ggf. anderen Medien sind im 
Zuge der Ausführungsplanung durch den Bauherren bzw. Erschlie-
ßungsträger zu präzisieren. Die erforderlichen Leistungen sind dann 
von diesem mit den jeweiligen Ver- und Entsorgungsträgern zu verein-
baren. 
 

 Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung erfolgt über Anlagen der Stadtwerke Wismar 
GmbH. Netzanschlüsse für Trinkwasser sind ausgehend von der Turm-
straße und der Dr.-Leber-Straße möglich. 
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Die Stadtwerke Wismar GmbH stellt der Hansestadt Wismar gemäß  
Konzessionsvertrag kostenlos Löschwasser zur Verfügung. Der Lösch-
wasserbedarf beträgt an diesem Standort 96 m³/h. Die notwendigen 
technischen Anlagen (Entnahmestellen und ggf. größere Rohrdimensio-
nen) sind im Rahmen der Ausführungsplanung zu ermitteln. Die Vor-
haltung und Bereitstellung von Löschwasser ist durch eine separate 
Vereinbarung zwischen der Stadtwerke Wismar GmbH und dem Er-
schließungsträger zu regeln. 
 

 Abwasserentsorgung 
Das anfallende Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswasser) ist 
grundsätzlich im Trennsystem abzuleiten. 
Für den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage sind durch den 
Erschließungsträger Abstimmungen mit dem Entsorgungs- und Ver-
kehrsbetrieb der Hansestadt Wismar durchzuführen. 
Die Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den An-
schluss an die öffentlichen Abwasseranlagen der Hansestadt Wismar – 
Abwassersatzung der Hansestadt Wismar - ist zu beachten. 
 

 Elektroenergieversorgung 
Die Versorgung des Plangebietes mit Elektroenergie erfolgt durch die 
Strom- und Gasnetz Wismar GmbH in der Nieder- und Mittelspannung.  
Netzanschlüsse für Strom sind ausgehend von der Turmstraße und der 
Dr.-Leber-Straße möglich. 

 
 Gasversorgung 

Die Versorgung des Plangebietes mit Gas erfolgt durch die Strom- und 
Gasnetz Wismar GmbH. Netzanschlüsse für Erdgas sind ausgehend von 
der Turmstraße und der Dr.-Leber-Straße möglich. 

 
 Fernmeldeversorgung 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deut-
schen Telekom AG. Diese sind bei Bedarf zu erweitern.  
Die Fernmeldeversorgung kann durch die Deutsche Telekom AG oder 
ggf. durch einen anderen privaten Anbieter gesichert werden.  

  
Abfallentsorgung/Straßenreinigung 
Die Abfallentsorgung und die Straßenreinigung erfolgen auf Grundlage 
gesetzlicher Regelungen und der diesbezüglichen Satzungen der Han-
sestadt Wismar. Es gelten die Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Hansestadt Wismar vom 01.12.2014 und die Satzung über die Stra-
ßenreinigung in der Hansestadt Wismar vom 29.10.2009 in der jeweils 
gültigen Fassung.  
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Von der öffentlichen Entsorgungspflicht ausgeschlossene Abfälle sind 
vom Abfallerzeuger nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes zu entsorgen. 

 
 
2.2.3. Brandschutz 

 
 1. Zufahrt 

Die Zugänglichkeiten im Planungsgebiet insbesondere Zu- und Durch-
fahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Einsatzfahrzeuge 
der Feuerwehr müssen entsprechend DIN 14090 gewährleistet sein. 
Bei Einbau von Absperranlagen ist die Schließung Wismar zu verwen-
den. 
 
2. Löschwasserversorgung 
Aufgrund § 2 Abs. 1c des Gesetzes über den Brandschutz und die 
Technischen Hilfsleistungen durch die Feuerwehren (BrSchG) für Meck-
lenburg-Vorpommern hat die Gemeinde die Löschwasserversorgung si-
cherzustellen. Bei einer erhöhten Brandlast oder Brandgefährdung im 
Einzelfall ist eine besondere Löschwasserversorgung erforderlich. Hier-
für hat der Eigentümer, Besitzer oder Nutzungsberechtigte Sorge zu 
tragen. 
Entsprechend des Arbeitsblattes W 405 „Bereitstellung von Löschwas-
ser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ sind für das Pla-
nungsgebiet 96 m³/h bereitzustellen, die ständig zur Verfügung stehen 
müssen (siehe auch Pkt. 2.4.2. Wasserversorgung) 
Ob auf natürliche Gewässer, künstlich angelegte Teiche und Brunnen 
oder auf das öffentliche Hydrantennetz zurückgegriffen wird, ist dabei 
unerheblich. 
Zur Sicherung der Löschwasserversorgung ist das bestehende Hydran-
tennetz zu überprüfen und ggf. instand zu setzen.  
Der Bedarf an Löschwasser ist auf einen Zeitraum von 2 h zu bemes-
sen. 

 
 
2.3. Maßnahmen zum Umwelt- und Naturschutz 
 
2.3.1. Technischer Umweltschutz / Altlasten und Munition 
 
 Altlasten / Abfall 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Schadstoffbelastungen im Boden 
bekannt, konkrete Anhaltspunkte für schädliche Bodenveränderungen 
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im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz liegen nicht sicher 
vor.  
Allerdings wurden im Umfeld bei Baumaßnahmen abfallrechtlich erheb-
liche Schadstoffbelastungen der Auffüllung festgestellt, welche sich 
wahrscheinlich in den Geltungsbereich der 1. Änderung ausdehnen. Es 
ist deshalb bei Bodenabtrag die LAGA M 20 mit Probenahme nach LAGA 
PN 98 anzuwenden. 
 
Für das gesamte Plangebiet gilt: 
 
1. Abfallentsorgung - Entsorgung von Abfällen der Baustelle 
Alle Maßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass eine 
gemeinwohlverträgliche  und geordnete Abfallentsorgung sichergestellt 
ist. Bauabfälle (Bauschutt, Baustellenabfälle, auch aus Abbruch) sind 
zur Verwertung einer zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzuführen. 
Die Verwertung soll entsprechend Gewerbeabfallverordnung § 8 bereits 
auf der Baustelle durch Getrennthaltung vorbereitet werden (Glas, 
Kunststoff, Metalle, Holz, Dämmmaterial, Bitumengemische, Baustoffe 
auf Gipsbasis, Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik) und ist zu dokumen-
tieren. 
Dabei gilt auch das Vermischungsverbot nach § 9 KrWG (im Rahmen 
der Beseitigung auch i.V.m. § 15 (3) KrWG) und für gefährliche Abfälle 
i.V.m. § 3 (5) KrWG. 
Die Abfallentsorgung der Baustelle soll innerhalb von vier Wochen nach 
Beendigung der Bauarbeiten abgeschlossen sein. 
Nachweise der ordnungsgemäßen Abfallentsorgung bzw. -verwertung 
sind der Unteren Abfallbehörde entsprechend §§ 8 (3) GewAbfV auf 
Verlangen vorzulegen. 
 
2. Bodenschutz 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Boden-
einwirkungen, welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder 
Veränderungen des Bodens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder 
Erosion hervorrufen können, vermieden werden. 
Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt 
über ein Grundstück sowie die weiteren in § 4 Abs. 3 und 6 des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes genannten Personen sind verpflichtet, kon-
krete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung o-
der Altlast vorliegt, unverzüglich der Landrätin des Landkreises Nord-
westmecklenburg als zuständiger Bodenschutzbehörde mitzuteilen. 
Diese Pflicht gilt bei Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder 
ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusätzlich 
auch für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung dieser 
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Tätigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige und 
Untersuchungsstellen. 
 
Kampfmittelbelastung 
Das Plangebiet ist entsprechend dem Geoportal Mecklenburg-
Vorpommern als kampfmittelbelastet gekennzeichnet. Hier fanden 
1945 Kampfmittelabwürfe statt. Aufgrund der Nutzung nach erfolgter 
Munitionsberäumung in den vergangenen Jahren (Bürohaus, Kinderta-
gesstätte, Parkplatz) ist jedoch von einer akuten Gefährdung nicht aus-
zugehen. 
Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampfmittelbelastung erhält 
man als Vorhabenträger gebührenpflichtig beim Munitionsbergungs-
dienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, 
Brand- und Katastrophenschutz M-V (LPBK). Ein entsprechendes Aus-
kunftsersuchen wird rechtzeitig vor der Bauausführung empfohlen. 
 
Da es nach bisherigen Erfahrungen nicht auszuschließen ist, dass (auch 
in für den Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet be-
kannten Bereichen) Einzelfunde auftreten können, sind Tiefbauarbeiten 
im gesamten Plangebiet stets mit entsprechender Vorsicht durchzufüh-
ren. Sollten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände 
oder Munition aufgefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Ar-
beit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzu-
stellen und der Munitionsbergungsdienst des LPBK zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hinzu-
zuziehen. 

 
 
2.3.2. Immissionsschutz 
 

Für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
69/08 wurde am 21.06.2019 durch das Ingenieurbüro für Schallschutz 
(ibs) Dipl.-Ing. Volker Ziegler, Mölln das Gutachten Nr. 19-06-7 „Ver-
kehrslärmuntersuchung zum Neubau einer öffentlichen Parkfläche an 
der Turmstraße (Parkplatz Nord) im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 69/08 der Hansestadt Wismar“ erarbeitet. Das Gutachten 
wird als Anhang/ Anlage der Begründung beigefügt. 
 
In der Zusammenfassung dieses Gutachtens ist erörtert: 
 
„Für die Beurteilung des geplanten ebenerdigen Parkplatzes Nord an 
der Turmstraße, der im Rahmen einer anstehenden Änderung des Be-
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bauungsplanes Nr. 69/08 dem öffentlichen Verkehr gewidmet werden 
soll, sind die Regelwerke für Verkehrslärmimmissionen maßgebend. 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der geplante Parkplatz 
Nord die immissionsschutz- und planungsrechtlichen Immissionsanfor-
derungen einhält und keine Lärmimmissionskonflikte bzw. Erfordernisse 
für Lärmschutzmaßnahmen auslöst. Dies gilt auch dann, wenn die Vor-
belastungen durch den bestehenden Parkplatz Süd und den Bus-
Parkplatz, die im Bebauungsplan Nr. 69/08 bereits als öffentlichen Ver-
kehrsflächen festgesetzt sind, den Lärmimmissionen durch den Park-
platz Nord hinzugerechnet werden bzw. wenn die Beurteilung auf die 
Summe sämtlicher Verkehrslärmquellen einschließlich der Straßen ab-
gestellt wird.“ 
   [Zitate aus dem Gutachten sind kursiv dargestellt] 
 

 
2.3.3. Grünordnung / Artenschutz 

 
Die Natur- und Artenschutzrechtlichen Belange wurden durch das 
Fachbüro STADT LAND FLUSS Hellweg & Höpfner PartG mbH, Raben-
horst untersucht, ein entsprechendes Gutachten vom 25.08.2020 liegt 
vor und wird als Anhang/ Anlage der Begründung beigefügt. 
 
Eine im Plangebiet vorhandene besonders prägnante Weißblühende 
Roßkastanie mit einem Kronendurchmesser von ca. 14 m ist zu erhal-
ten; eine entsprechende Festsetzung erfolgt in der Planzeichnung Teil 
A. Des Weiteren wird im Text Teil B Nr. 1.3 und Nr. 4.3. festgesetzt, 
dass im Wurzelschutzbereich des zur Erhaltung festgesetzten Baumes 
Versiegelungen mit Ausnahme teilversiegelter Fußwege nicht zulässig 
sind. Der Wurzelschutzbereich definiert sich aus der Kronentraufe des 
Gehölzes zuzüglich 1,50 m. 
 
Zwei weitere, jüngere Bäume, eine Weißblühende Roßkastanie und ei-
ne Walnuss sollen im Rahmen der Parkplatzumgestaltung abgenommen 
werden. Beide Bäume sind aufgrund ihres Stammumfanges von > 100 
cm nach § 18 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) als ge-
schützte Bäume einzustufen. Die Abnahme ist formlos bei der zustän-
digen Unteren Naturschutzbehörde zu beantragen.  
Gemäß Text Teil B Nr. 6 ist eine Anpflanzung und Erhaltung von min-
destens 14 Bäumen einschließlich Baumscheibenbepflanzung entspre-
chend der Artenliste auf der Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkfläche festgesetzt. Dadurch wird der Verlust von zwei Bäumen un-
ter Beachtung des Baumschutzkompensationserlasses Mecklenburg-
Vorpommern mehrfach ausgeglichen. 
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Im Rahmen der Erstellung des Gutachtens erfolgten weitere Untersu-
chungen zu den Auswirkungen auf die Schutzgüter im Sinne von § 1 
Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie zum Besonderen Artenschutz gemäß § 44 
BNatSchG.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass  
 
- „lage- und abstandsbedingt … Beeinträchtigungen der von EU-
Vogelschutzgebieten sowie Gebieten von Gemeinschaftlicher Bedeu-
tung (FFH-Gebiete) gebildeten Natura2000-Gebietskulisse ausgeschlos-
sen [sind]. Es ergeben sich insofern keine Anhaltspunkte für eine etwa-
ige Betroffenheit von Natura 2000.“ 
 
- „infolge der auf der Fläche bereits langjährig vorhandenen Parkplatz-
nutzung und der damit erheblich eingeschränkten ökologischen Funkti-
on … eine planbedingte Betroffenheit der übrigen Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkgefüge zwi-
schen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt ebenfalls 
ausgeschlossen [ist]. Die Parkplatznutzung bleibt ohne Änderung der 
Flächenbeanspruchung bestehen, sie wird innerhalb des Geltungsberei-
ches lediglich neu geordnet.“ 
 
- „Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von 
schweren Unfällen nach § 50 Satz des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) [sich] im Übrigen nicht [erge-
ben], da es sich vorliegend um keine raumbedeutsame Planung und 
Maßnahme im Sinne des BImSchG handelt“ 
 
- eine artenschutzrechtliche Betroffenheit der nach Anhang IV der 
Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-Vorpommern geschützten Pflan-
zenarten ausgeschlossen werden kann, da die Bedingungen im Plange-
biet nicht die Lebensansprüche der Arten erfüllen 
 
- vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) wie Tötung, Erhebliche 
Störung, Entnahme/Beschädigung/Zerstörung von Brutstätten für die 
untersuchten geschützten Arten Vögel (Gehölz- und Bodenbrüter), 
Säugetiere, Amphibien, Reptilien, Schmetterlinge, Käfer, Libellen und 
Weichtiere und damit eine artenschutzrechtliche Betroffenheit nicht 
auftreten bzw. sicher ausgeschlossen sind, wenn die Rodung von Ge-
hölzen im Plangebiet unter Beachtung von § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
außerhalb des Zeitraums 1.3.-30.9. erfolgt“ 
 
   [Zitate aus dem Gutachten sind kursiv dargestellt] 
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Zu letzterem Punkt ist ein entsprechender Hinweis als Textlicher Hin-
weis Nr. 5 Artenschutzrechtliche Belange Bestandteil des Bebauungs-
planes. Die hier formulierte artenschutzrechtliche Vermeidungsmaß-
nahme ist entsprechend einzuhalten, umzusetzen und zu kontrollieren.  
Gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist es u.a. 
verboten, wild lebende Tiere der besonders geschützten Arten zu ver-
letzen oder zu töten bzw. deren Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zu 
beschädigen oder zu zerstören sowie darüber hinaus wild lebende Tiere 
der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten erheb-
lich zu stören, so dass sich dadurch der Erhaltungszustand der lokalen 
Population verschlechtern kann. Bei Abweichung von den Verbotstatbe-
ständen im Rahmen eines Vorhabens ist die Erteilung einer Ausnahme 
nach § 45 BNatSchG oder einer Befreiung nach § 67 BNatSchG erfor-
derlich.  
Daher waren die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung auf Tiere 
und Pflanzen besonders und streng geschützter Arten unter Beachtung 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG im Fachgutachten darzustellen und der Un-
teren Naturschutzbehörde (UNB) zur Prüfung vorzulegen.  
Sofern sichergestellt wird, dass die artenschutzrechtlichen Vermei-
dungsmaßnahmen bei der Umsetzung der Planung entsprechend ein-
gehalten werden, wird seitens der UNB die Einschätzung der Gutachter 
mitgetragen. 
 
 

2.4. Bau- und Bodendenkmalpflege 
 

Denkmalschutz - Sanierungsgebiet - Erhaltungsbereich Altstadt 
Für das Plangebiet gelten folgende Satzungen der Hansestadt Wismar: 

� Denkmalbereich Altstadt 
� Satzung über das Sanierungsgebiet Altstadt 
� Erhaltungssatzung 
� Gestaltungssatzung Wismar-Altstadt 

 
Zudem befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes inner-
halb der Pufferzone zum UNESCO-Welterbe-Bereich „Die historischen 
Altstädte Stralsund und Wismar“. 
Alle Veränderungen am Denkmal und in seiner Umgebung bedürfen 
gemäß § 7 Abs. 1 DSchG M-V der Genehmigung durch die Untere 
Denkmalschutzbehörde bzw. gemäß § 7 Abs. 7 DSchG M-V durch die 
zuständige Behörde. 
 



Hansestadt Wismar, Bauamt, Abt. Planung 
Begründung zum Bebauungsplan Nr. 69/08 
„Südöstlicher Altstadtrand“, 1. Änderung 

Planungsstand: Beteiligung der Öffentlichkeit 
 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB November 2020 

Seite 16 von 18

Bodendenkmalpflege 
Das Plangebiet liegt im Bereich des Bodendenkmals „Altstadt“. Für 
Bauvorhaben ist deshalb eine Genehmigung nach § 7 DSchG M-V in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 06.Januar 1998 (GVOBl. M-V S. 
12), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12.Juli 2010 
(GVOBl. M-V S. 383, 392) erforderlich.  
 
Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten ist die fachgerechte Bergung und Do-
kumentation der betroffenen Teile des „Bodendenkmals Altstadt“ si-
cherzustellen. Über die in Aussicht genommenen Maßnahmen zur Ber-
gung und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege (LKAD) spätestens vier Wochen vor Beginn 
der Erdarbeiten zu unterrichten. 
 
Für alle mit Erdarbeiten im Zusammenhang stehenden Baumaßnahmen 
ist eine baubegleitende archäologische Betreuung sicherzustellen. Mit 
dem LAKD, dem die wissenschaftliche Ausgrabung und Bergung von 
Bodendenkmalen obliegt, ist hierfür frühzeitig vor Beginn der Bauarbei-
ten Kontakt aufzunehmen und eine verbindliche Vereinbarung zu tref-
fen, die den Umfang sowie den terminlichen und personellen Rahmen 
der archäologischen Maßnahme fixiert. 
 
Die anfallenden Kosten für die Bergung und Dokumentation trägt der 
Verursacher des Eingriffs (§ 6 Abs. 5 DSchG M-V). 
 
Für Bodendenkmale, die zufällig neu entdeckt werden, sind folgende 
Hinweise zu beachten: 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbun-
gen entdeckt werden,  ist gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz Mecklen-
burg-Vorpommern (DSchG M-V) in der  Fassung der Bekanntmachung 
vom 06.01.1998 (GVOBl. M-V S. 12 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 
17 des Gesetzes vom 22.11.2001 (GVOBl. M-V S. 438) die zuständige 
Untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und 
die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten 
des Landesamtes für Bodendenkmalpflege  in unverändertem Zustand 
zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der 
Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert 
des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zu-
gang der Anzeige. 
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2.5. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
 
 Ergänzend zu den Bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 9 
 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO M-V im Bebauungsplan Nr. 69/08 
 werden für den Bereich der 1. Änderung folgende Festsetzungen ge-
 troffen: 
 
 - Für das Gebäude auf der Fläche für Gemeinbedarf wird ein Flachdach 
 festgesetzt. 
 - Eine extensive Dachbegrünung des Gebäudes ist zulässig. 
 - Fotovoltaikanlagen/ Solaranlagen auf dem Dach des Gebäudes sind 
 ausgeschlossen. 
 
 Begründung: 
 Wie in Punkt 2.4. dargestellt befindet sich das Plangebiet u.a. innerhalb 
 des Denkmalbereiches Altstadt und innerhalb der Pufferzone zum  
 UNESCO-Welterbe-Bereich. Denkmalpflegerische Aspekte sind an die-
 sem Standort insbesondere zu beachten.  
 Aufgrund der Kleinteiligkeit des Gebäudes und dadurch bedingt der 
 Einsehbarkeit der Dachfläche sind Fotovoltaikanlagen auf dem Dach 
 auszuschließen. Zudem ist auf Grund der untergeordneten Funktion 
 und der geringen Kubatur des Gebäudes für dieses ein Flachdach 
 festzusetzen.  
 Eine extensive Dachbegrünung soll aus ökologischen und gestalteri-
 schen Gründen (Einbindung in den Grüngürtel der ehemaligen Wallan-
 lagen) zulässig sein. 
 
 
3. Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
 Städtebauliche Zahlen und Werte 
 
        Geltungsbereich des Bebauungsplanes    
                                 (Bruttobauland)      0,48 ha  100 %   
 
  

1. Öffentliche Verkehrsfläche 0,45 ha  93,75 % 
 
  Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 0,45 ha  

Stellplatzanlagen          
 

2. Fläche für den Gemeinbedarf 0,03 ha    6,25 % 
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1 Planungsvorhaben und Aufgabenstellung 
 
Der Bebauungsplan Nr. 69/08 „Südöstlicher Altstadtrand“ der Hansestadt Wismar weist im 
zentralen Bereich öffentliche Parkflächen (die mit 101 Pkw-Stellplätzen und 10 Bus-Stell- 
plätzen realisiert wurden) sowie ein Sondergebiet Parkpalette aus. Der aktuelle Stand kann 
dem nachfolgenden Auszug aus der Planzeichnung entnommen werden: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zwischenzeitliche Planungen für die Parkpalette wurden verworfen. Stattdessen soll anstelle 
des dort derzeit befindlichen unbefestigten Parkplatzes ein weiterer ebenerdiger öffentlicher 
Parkplatz errichtet werden mit entsprechender Änderung des Bebauungsplanes Nr. 69/08.  
 
Der Entwurf des Parkplatzes Nord an der Turmstraße mit 116 Pkw-Stellplätzen ist als Anlagen 
1 und 2 beigefügt. Die Erschließung erfolgt über die im Bebauungsplan Nr. 69/08 dargestellte 
zentrale Planstraße B mit Anbindung an die Dr.-Leber-Straße (L 12), über die auch der südli-
che öffentliche Parkplatz sowie der Bus-Parkplatz erschlossen werden. Die Einmündung der 
Planstraße B in die Dr.-Leber-Straße wird durch eine Lichtzeichensignalanlage geregelt. 
 
Unser Büro wurde beauftragt, die bisherigen Schallschutzuntersuchungen zu den Park- 
anlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 69/08 [9, 10, 11] auf der Grundlage 
des aktuellen Planungsstandes zu überarbeiten. 
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2 Beurteilungsgrundlagen  
 
Gesetzliche Grundlagen für die Belange des Schallschutzes in der Bauleitplanung ergeben 
sich aus dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) [1] und dem Baugesetzbuch 
(BauGB) [2]. Neben dem Trennungsgebot nach § 50 BImSchG1) beurteilt sich die Recht- 
mäßigkeit der konkreten planerischen Lösung primär nach den Maßstäben des Abwägungs-
gebotes gemäß § 1 Nr. 5, Nr. 6 und Nr. 7 BauGB (Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt, 
allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, umweltbezogene Aus-
wirkungen). 
 
Während die bisherigen schalltechnischen Untersuchungen zur Parkpalette auf der Grundlage 
der TA Lärm [6] erfolgten, sind Parkplätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind, nach 
den Regelwerken für Verkehrslärmimmissionen zu berechnen und zu beurteilen. 

 
Die DIN 18005-1 "Schallschutz im Städtebau" vom Juli 2002 [4] gibt Hinweise zur Berücksich-
tigung des Schallschutzes bei der städtebaulichen Planung. Die Vorgängernorm wurde ein-
schließlich des heute noch geltenden Beiblattes 1 [5] vom Mai 1987 durch Erlass als Instru-
mentarium für die Bauleitplanung eingeführt. Das Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 enthält Orientie-
rungswerte für Lärmeinwirkungen (differenziert nach verschiedenen Lärmquellenarten), um 
die mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbun-
dene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen. Zur Beurteilung 
von Verkehrslärmimmissionen sind folgende schalltechnische Orientierungswerte des Beiblat-
tes 1 zu DIN 18005-1 heranzuziehen: 
 
Tabelle 1:  Schalltechnische Orientierungswerte des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1 

 

 
Tag 

06:00 - 22:00 Uhr 
dB(A) 

Nacht 
22:00 - 06:00 Uhr 

dB(A) 

Gewerbegebiete (GE) 65 55 

Dorf-, Mischgebiete (MD, MI) 60 50 

Allgemeine Wohngebiete (WA)  55 45 

Reine Wohngebiete (WR) 50 40 

 
 
 
1) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf ausschließlich oder überwiegend dem Woh-
nen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 
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Nach den Ausführungen des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1 sind die schalltechnischen Orientie-
rungswerte eine sachverständige Konkretisierung für die in der Planung zu berücksichtigenden 
Ziele des Schallschutzes, sie sind keine Grenzwerte. Die Einhaltung der Orientierungswerte 
ist wünschenswert, um die mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes oder der betreffen-
den Baufläche verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen zu er-
füllen.  
 
Sofern sich die Orientierungswerte nicht bzw. nicht mit vertretbaren Mitteln sicherstellen  
lassen, können im Rahmen des Abwägungsprozesses auch Immissionswerte oberhalb der 
Orientierungswerte als Zielwerte für die städtebauliche Planung angenommen werden. Bei der 
Frage, welche Beurteilungsmaßstäbe bei der Bewertung von Verkehrslärm zur Konkretisie-
rung des Abwägungsspielraumes geeignet und fachlich gerechtfertigt sind, ist die Verkehrs-
lärmschutzverordnung (16. BImSchV) [3] zu nennen. Sie kann aus fachlicher Sicht hilfsweise 
zur Beurteilung von städtebaulichen Planungssituationen herangezogen werden. Die in der 
folgenden Tabelle zusammengefassten Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV liegen um > 
4 dB(A) über den Orientierungswerten des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1. 
 
Tabelle 2:  Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV 

 

 
Tag 

06:00 - 22:00 Uhr 
dB(A) 

Nacht 
22:00 - 06:00 Uhr 

dB(A) 

Gewerbegebiete (GE) 69 59 

Misch- und Dorfgebiete (MI, MD) 64 54 

Reine und Allgemeine Wohngebiete (WR, WA) 59 49 

 
Beim Neubau oder der wesentlichen Änderung von Verkehrsanlagen ist die 16. BImSchV 
zwingend anzuwenden. Eine Änderung ist wesentlich, wenn eine Straße um einen oder meh-
rere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr baulich erweitert wird oder durch 
einen erheblichen baulichen Eingriff die Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Ver-
kehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 dB(A) erhöht werden. Sofern im 
Zuge einer Neubau- oder Änderungsmaßnahme die in der 16. BImSchV aufgeführten Immis-
sionsgrenzwerte überschritten werden, besteht ein Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen.  
 
Eine Änderung ist auch wesentlich und es werden ebenfalls Ansprüche auf Schallschutzmaß-
nahmen ausgelöst, wenn die Beurteilungspegel die Werte von 70 dB(A) am Tag oder  
60 dB(A) in der Nacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff erstmalig erreichen oder wei-
tergehend überschreiten.  
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Die Beurteilung des Neubaus oder der wesentlichen Änderung einer Verkehrsanlage ist bei 
der Prüfung der Frage, ob die Immissionsgrenzwerte eingehalten werden, auf die Auswirkun-
gen der baulichen Maßnahme ohne Überlagerung mit anderen Verkehrswegen abzustellen. 
Bei der Prüfung der Frage, ob die Höchstwerte von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der 
Nacht (die in der Rechtsprechung auch für städtebauliche Planungen einen besonderen  
Stellenwert einnehmen zum Schutz vor Gesundheitsgefährdungen bzw. im Hinblick auf ver-
fassungsrechtlich bedenkliche Planungssituationen und Eingriffe) erstmalig erreicht oder  
weitergehend überschritten werden, ist die Summe sämtlicher auf die Immissionsorte ein-
wirkenden Verkehrslärmquellen zu berücksichtigen. 
 
Die Art der in den obigen Tabellen bezeichneten Gebiete ergibt sich aus den Festsetzungen 
in den Bebauungsplänen. Sonstige in Bebauungsplänen festgesetzte Flächen sowie Gebiete 
und Einrichtungen, für die keine Festsetzungen bestehen, sind entsprechend der Schutzbe-
dürftigkeit zu beurteilen. 
 
Die Beurteilungspegel sind grundsätzlich ab X,1 dB(A) auf den nächsten ganzen Wert X+1 
dB(A) aufzurunden. Im Gegensatz zur TA Lärm ist bei Verkehrslärmbeurteilungen nachts nicht 
die ungünstigste Stunde, sondern der gesamte 8-stündige Beurteilungszeitraum maßgebend. 
Innerhalb der 16-stündigen Beurteilungszeit tags werden keine Ruhezeitzuschläge berück-
sichtigt. Außerdem werden weder tags noch nachts Geräuschspitzen gesondert beurteilt. Die 
Orientierungswerte des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1 für Verkehrslärm sind darüber hinaus in 
der Nacht bzw. die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV am Tag und in der Nacht höher 
als die Immissionsrichtwerte der TA Lärm. 
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3 Immissionsorte 
 
In der Anlage 3 sind die Immissionsorte gekennzeichnet, die für die bisherigen Untersuchun-
gen zu den Parkanlagen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 69/08 herangezogen 
werden. Es handelt sich überwiegend um im Bestand vorhandene zwei- bis viergeschossige 
Wohnhäuser. Außerdem wird das Baufenster für eine Neubebauung im nordöstlich gelegenen 
Teilgebiet WA 2 des Bebauungsplanes Nr. 69/08 berücksichtigt. Die Lärmimmissionsberech-
nungen erfolgen jeweils für das oberste Geschoss, an dem aufgrund der mit der Höhe abneh-
menden Bodendämpfungen die höchsten Lärmwerte zu erwarten sind. Dabei wird 2,8 m pro 
Geschoss angesetzt. Die folgende Tabelle fasst die Immissionsorte und deren Schutzbedürf-
tigkeit zusammen: 
 
Tabelle 3:  Immissionsorte der Verkehrslärmberechnungen  
 

Immissionsorte Nutzungen Schutzbedürftigkeit 

IO 1, IO 2 
Alte Villa an der Dr.-Leber-Straße 
innerhalb des B-Planes Nr. 69/08 

Allgemeines Wohngebiet 
gemäß Festsetzung 

IO 3 
Baugrenze im Teilgebiet WA 2  

innerhalb des B-Planes Nr. 69/08 
Allgemeines Wohngebiet 

gemäß Festsetzung 

IO 4 - IO 8 
Wohnbebauungen an der Turmstraße 

außerhalb des B-Planes Nr. 69/08 
Allgemeines Wohngebiet 

gemäß vorhandener Nutzung 

IO 9, IO 10 
Wohnbebauungen an der Turmstraße 

innerhalb des B-Planes Nr. 69/08 
Allgemeines Wohngebiet 

gemäß Festsetzung 
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4 Berechnungsverfahren 
 
Die DIN 18005-1 verweist zur Ermittlung von Verkehrslärmimmissionen auf die RLS-90 [7]. 
Die Berechnungen von Straßenverkehrslärmimmissionen erfolgen nach diesem Regelwerk in 
Abhängigkeit von folgenden Ausgangswerten: 
 
Tabelle 4:  Berechnungsparameter Straßenverkehrslärm nach RLS-90 

 

DTV 
Durchschnittliches Tägliches Verkehrsaufkommen  

(Mittelwert über alle Tage eines Jahres) 

M Maßgebende stündliche Verkehrsstärken  

p Anteil Lkw > 2,8/3,5 t2) 

Vzul Zulässige Höchstgeschwindigkeit 

DStrO Korrekturwert für Art der Fahrbahnoberfläche nach Tabelle 4 der RLS-90 

DStg Korrekturwert für Steigungen und Gefälle > 5 % 

 
Mit diesen Parametern werden zunächst die Emissionspegel Lm,E berechnet, die für einen Ab-
stand von 25 m zur Straßenmitte definiert sind und als Basis für die Schallausbreitungsberech-
nungen dienen. Die Schallausbreitungsberechnungen beinhalten die abstandsbedingten Pe-
gelabnahmen, die Luftabsorption, die Boden- und Meteorologiedämpfung sowie Abschirmun-
gen und Reflexionen. 
 
Für die besondere Störwirkung von lichtzeichengeregelten Kreuzungen und Einmündungen 
sind Zuschläge in Höhe von 3 dB(A) im Abstand von < 40 m, 2 dB(A) im Abstand von > 40 m 
und < 70 m sowie 1 dB(A) im Abstand von > 70 m und < 100 m den Beurteilungspegeln des 
Straßenverkehrslärms hinzuzurechnen. 
 
Die Emissionspegel L*

m,E der von öffentlichen Parkplätzen ausgehenden Verkehrslärmimmis-
sionen berechnen sich in Abhängigkeit der stündlichen Fahrzeugbewegungen N (An- und Ab-
fahrt zählen als je eine Bewegung) und eines Zuschlages Dp für unterschiedliche Parkplatz-
typen nach der Gleichung Lm,E = 37 + 10*lg(N) + Dp + 17. Für Pkw-Parkplätze gilt Dp = 0 dB(A) 
und für Bus-Parkplätze Dp = 10 dB(A).  
 
 
2) Die Fahrzeuge, die in den Bereich zwischen 2,8 t und 3,5 t fallen, sind im Regelfall lärmerzeugungsmäßig eher 

den Pkw als den Lkw zuzurechnen. Dementsprechend beziehen sich die Angaben der Straßenverkehrs- 
Landesbehörden zu den im 5-Jahres-Rhythmus durchgeführten bundesweiten Verkehrszählungen bereits seit 
einiger Zeit auf die Lkw-Grenze von 3,5 t.  
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5 Frequentierungen/Verkehrsaufkommen und Emissionspegel 
 
5.1 Öffentliche Parkplätze 
 
Der Entsorgungs- und Verkehrsbetrieb der Hansestadt Wismar hat für den Zeitraum Juni 2017 
bis März 2018 Angaben zu den monatlich verkauften Tickets im Bereich der vorhandenen 
Stellplatzflächen zwischen Dr.-Leber-Straße und Turmstraße zur Verfügung gestellt. Im süd-
westlichen befestigten Parkbereich mit 101 Stellplätzen befinden sich zwei sowie im nordöst-
lichen unbefestigten Bereich mit 220 Stellplätzen (in dem der öffentliche Parkplatz Nord mit 
116 Stellplätzen errichtet werden soll) drei Ticketautomaten. Ticketpflicht besteht für den Tag-
zeitraum 09:00 Uhr bis 19:00 Uhr. Für die frequentierungsstärksten Monate Juli bzw. August 
2017 ergeben sich folgende Belegungen am Tag (die auf der sicheren Seite liegend linear von 
der ticketpflichtigen 10-stündigen Nutzungszeit auf die 16-stündige Beurteilungszeit hochge-
rechnet werden mit An- und Abfahrt bzw. 2 Parkbewegungen pro Ticket): 
 
Südwestlicher befestigter Parkbereich mit 101 Stellplätzen 
 
7.895 / 10 * 16 = 12.632 Tickets/Monat bzw. 408 Tickets/Tag 
408 * 2 / (16 * 101) = 0,5 Parkbewegungen pro Stellplatz und Stunde. 
 
Nordöstlicher unbefestigter Parkbereich mit 220 Stellplätzen 
 
9.162 / 10 * 16 = 14.659 Tickets/Monat bzw. 473 Tickets/Tag 
473 * 2 / (16 * 220) = 0,3 Parkbewegungen pro Stellplatz und Stunde. 
 
Für die Prognoseberechnungen wird auf der sicheren Seite liegend für den geplanten und für 
den vorhandenen öffentlichen Pkw-Parkplatz von jeweils 0,5 Parkbewegungen (PB) pro Stell-
platz und Stunde innerhalb der 16-stündigen Beurteilungszeit tags ausgegangen. Die Nacht-
zeit wird in Anlehnung an die Parkplatzlärmstudie [8] auf der sicheren Seite liegend mit 0,1 PB 
pro Stellplatz und Stunde in Ansatz gebracht. Damit ergeben sich folgende Worst-Case-Ver-
kehrsaufkommen und Emissionspegel der in der Anlage 3 rot schraffierten Parkflächen: 
 
Tabelle 5:  Frequentierung und Emissionspegel der öffentlichen Pkw-Parkplätze 

 

 Tag 
06:00 - 22:00 Uhr 

Nacht 
22:00 - 06:00 Uhr 

Geplanter Parkplatz  
mit 116 Stellplätzen (1) 

116 x 0,5 = 58,0 PB/h 
Lm,E = 71,6 dB(A) 

116 x 0,1 = 11,6 PB/h 
Lm,E = 64,6 dB(A) 

Vorhandener Parkplatz  
mit 101 Stellplätzen (4) 

101 * 0,5 = 50,5 PB/h 
Lm,E = 71,0 dB(A) 

101 x 0,1 = 10,1 PB/h 
Lm,E = 64,0 dB(A) 
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Die An- und Abfahrten zu/von den Pkw-Parkplätzen über die Planstraße B werden gesondert 
hinzugerechnet. Bei einer im Hinblick auf die relativ kurze Strecke angesetzte zulässige 
Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h und gleichmäßiger Verteilung auf die Ein- und die Aus-
fahrt (1 PB = 1 An- oder Abfahrt) ergeben sich folgende Emissionspegel: 
 
Tabelle 6:  Emissionspegel der An-/Abfahrten auf der Planstraße B 

 

 Tag 
06:00 - 22:00 Uhr 

Nacht 
22:00 - 06:00 Uhr 

Geplanter Parkplatz  
mit 116 Stellplätzen 

Ein- und Ausfahrt (2, 3) 
Lm,E = 43,2 dB(A) 

Ein- und Ausfahrt (2, 3) 
Lm,E = 36,3 dB(A) 

Vorhandener Parkplatz  
mit 101 Stellplätzen 

Ein- und Ausfahrt (5, 6) 
Lm,E = 42,6 dB(A) 

Ein- und Ausfahrt (5, 6) 
Lm,E = 35,7 dB(A) 

 
Am südöstlichen Rand des geplanten öffentlichen Pkw-Parkplatzes sind Parkbuchten für  
10 Busse vorhanden. Es werden am Tag 2 Busse je Stellplatz (also 4 Parkbewegungen pro 
Stellplatz bzw. insgesamt 40 PB bzw. 2,5 PB/h) und in der Nacht 1 PB pro Stellplatz (also 
insgesamt 10 PB bzw. 1,3 PB/h) in Ansatz gebracht. Man kommt damit auf Emissionspegel 
der Schallquellenfläche 7 von Lm,E = 68,0 dB(A) am Tag und Lm,E = 65,0 dB(A) in der Nacht. 
Die Anfahrten über die Planstraße B im Süden bzw. die Abfahrten im Norden (Linienschall-
quelle 8) werden mit Lm,E = 45,5 dB(A) am Tag und Lm,E= 42,7 dB(A) in der Nacht berücksich-
tigt. 
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5.2 Straßen 
 
Nach dem Verkehrskonzept zum maritimen Wirtschaftsstandort Wismar [12] ist im Prognose-
Nullfall 2030 mit Berücksichtigung der allgemeinen Verkehrsentwicklung sowie des Ersatz-
neubaus der Hochbrücke im Zuge der L 12 im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 69/08 von  
folgenden Verkehrsmengen auszugehen:3)4) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3) Die im Verkehrskonzept angegebenen DTV-Werte beziehen sich auf Werktage und werden auf der sicheren 

Seite liegend ohne Umrechnung auf den Jahresdurchschnitt für die Berechnungen nach RLS-90 herangezogen 
(im Regelfall ist DTV365Tage < DTVWerktag).  

4) Im Verkehrskonzept werden verschiedene Planfälle mit Maßnahmen im Straßennetz untersucht, die jedoch für 
die Straßen im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 69/08 nur geringfügige Änderungen der Verkehrsaufkommen 
mit sich bringen. Bei den Berechnungen wird vom Prognose-Nullfall 2030 ausgegangen. 
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In der folgenden Tabelle sind die Verkehrsparameter und die nach RLS-90 berechneten  
Emissionspegel zusammengefasst: 
 
Tabelle 7  Verkehrsparameter Prognose-Nullfall 2030 und Emissionspegel nach RLS-90  
 

Straße5) DTV 
Kfz/24h 

MTag
6) 

Kfz/h 
MNacht

6) 

Kfz/h 
pTag

7) 

% 
pNacht

7) 

% 
vzul

 

km/h 
DStrO 

dB(A) 
Lm,E,Tag 
dB(A) 

Lm,E,Nacht 
dB(A) 

(9) 
Dr.-Leber- 

Straße 
Südwest  

16.700 1.002 134 4,3 4,3 50 0 63,6 54,9 

(10) 
Hoch- 
brücke 
Nordost 

20.700 1.242 166 6,1 6,1 50 0 65,3 56,6 

(11) 
Dr.-Leber- 

Straße 
Nordwest 

7.600 456 84 4,5 4,5 50 0 60,3 52,9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
5) Kennzeichnung der Straßen in der Anlage 3 (die angegebenen Himmelsrichtungen beziehen sich auf den Ver-

kehrsknotenpunkt Dr.-Leber-Straße / Hochbrücke / Kanalstraße).  
6) Mit den Umrechnungsfaktoren der RLS-90 für Landesstraßen (9, 10) bzw. für Gemeindestraße (11) ermittelt.  
7) Da das Verkehrskonzept nicht zwischen Tag und Nacht unterscheidet, werden die für 24 Stunden geltenden 

Lkw-Anteile für beide Beurteilungszeiten angesetzt. 
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6 Berechnungsergebnisse  
 
Die Schallausbreitungsberechnungen und Berechnungen der Beurteilungspegel sämtlicher 
Verkehrslärmquellen 1 - 11 sind als Anlagen 5 - 14 beigefügt. Die Teil-Beurteilungspegel der 
Zusatzbelastungen durch den geplanten Parkplatz Nord (Schallquellen 1 - 3) sowie durch die 
Vorbelastungen (Schallquellen 4 - 11) ergeben sich durch logarithmische Addition der jeweili-
gen Werte. Die folgende Tabelle fasst die jeweils aufgerundeten Ergebnisse zusammen: 
 
Tabelle 8:  Beurteilungspegel der Verkehrslärmimmissionen 

 

Immissions- 
orte 

Geplanter 
Parkplatz Nord 
(Quellen 1 - 3) 

 
 
 
 

Tag / Nacht 

Geplanter 
Parkplatz Nord 
+ vorhandener 
Parkplatz Süd 

+ Bus-Parkplatz 
(Quellen 1 - 8) 

 
Tag / Nacht 

Straßen- 
verkehrslärm 

(Quellen 9 - 11) 
 
 
 
 

Tag / Nacht 

Summe 
Parkplatz- 

und Straßen- 
verkehrslärm 

(Quellen 1 - 11) 
 
 

Tag / Nacht 
 dB(A) dB(A) dB(A) dB(A) 

IO 1  47 / 40 51 / 47 57 / 49 58 / 51 

IO 2 49 / 42 51 / 46 54 / 46 56 / 49 

IO 3 49 / 42 50 / 44 55 / 47 57 / 49 

IO 4 44 / 37 46 / 40 53 / 45 54 / 46 

IO 5 48 / 41 48 / 42 53 / 45 55 / 47 

IO 6 48 / 41 49 / 43 54 / 45 55 / 47 

IO 7 47 / 40 48 / 42 54 / 46 55 / 47 

IO 8 46 / 39 49 / 42 56 / 47 56 / 48 

IO 9 44 / 37 51 / 45 59 / 50 59 / 51 

IO 10 43 / 36 52 / 46 59 / 51 60 / 52 
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7 Bewertung 
 
Aus der Tabelle 8 auf Seite 13 ergeben sich folgende Beurteilungssituationen: 
 
● Die Lärmimmissionen durch den geplanten öffentlichen Parkplatz Nord einschließlich des 

dazugehörigen Verkehrs auf der Planstraße B liegen mit maximal 49 dB(A) am Tag und  
42 dB(A) in der Nacht unter den für Allgemeine Wohngebiete geltenden Immissionsgrenz-
werten der 16. BImSchV von 59 dB(A) am Tag und 49 dB(A) in der Nacht sowie auch unter 
den Orientierungswerten des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1 von 55 dB(A) am Tag und  
45 dB(A) in der Nacht. 

 
● Dies gilt mit Beurteilungspegeln von maximal 52 dB(A) am Tag und 47 dB(A) in der Nacht 

überwiegend auch dann, wenn die Lärmimmissionen durch den vorhandenen öffentlichen 
Parkplatz Süd und den Bus-Parkplatz hinzugerechnet werden (die geringfügige Überschrei-
tung des Orientierungswertes nachts von 45 dB(A) an drei Immissionsorten um 1 - 2 dB(A) 
ist angesichts der den Berechnungen zugrunde liegenden Sicherheitsmargen nicht beurtei-
lungsrelevant, außerdem wird der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) eingehalten). 

 
● Pegelbestimmend ist der Straßenverkehrslärm mit Beurteilungspegeln von bis zu 59 dB(A) 

am Tag und 51 dB(A) in der Nacht. Die Gesamt - Verkehrslärmimmissionen liegen mit  
55 - 60 dB(A) am Tag und 46 - 52 dB(A) in der Nacht überwiegend unter bzw. partiell über 
den Immissionsgrenzwerten der 16. BImSchV. Die Zusatzlärmimmissionen durch den ge-
planten Parkplatz Nord haben daran nur einen marginalen Anteil. Auch mit Hinzurechnung 
des vorhandenen öffentlichen Parkplatzes Süd und des Bus-Parkplatzes tragen die Park-
platzlärmimmissionen insgesamt nur nachrangig zu den Verkehrslärmimmissionen bei. An 
den Immissionsorten, an denen die Gesamt - Verkehrslärmimmissionen über den Immissi-
onsgrenzwerten der 16. BImSchV liegen, ergibt sich durch die Parkplatzlärmimmissionen 
lediglich eine Erhöhung der Beurteilungspegel des dominierenden Straßenverkehrslärms 
um 1 - 2 dB(A) unterhalb der in den Regelwerken verankerte Relevanzschwelle von 3 dB(A) 
sowie ohne in die Nähe der für Mehrbelastungen kritischen Höchstwerte für Gesamtbelas-
tungen von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht zu kommen. 
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8 Zusammenfassung 
 
Für die Beurteilung des geplanten ebenerdigen Parkplatzes Nord an der Turmstraße, der im 
Rahmen einer anstehenden Änderung des Bebauungsplanes Nr. 69/08 dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet werden soll, sind die Regelwerke für Verkehrslärmimmissionen maßgebend.  
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der geplante Parkplatz Nord die immissions-
schutz- und planungsrechtlichen Immissionsanforderungen für öffentliche Verkehrsanlagen 
einhält und keine Lärmimmissionskonflikte bzw. Erfordernisse für Lärmschutzmaßnahmen 
auslöst. Dies gilt auch dann, wenn die Vorbelastungen durch den bestehenden Parkplatz Süd 
und den Bus-Parkplatz, die im Bebauungsplan Nr. 69/08 bereits als öffentliche Verkehrs- 
flächen festgesetzt sind, den Lärmimmissionen durch den Parkplatz Nord hinzugerechnet wer-
den bzw. wenn die Beurteilung auf die Summe sämtlicher Verkehrslärmquellen einschließlich 
der Straßen abgestellt wird. 
 
       

         
 
 
Ingenieurbüro für Schallschutz         Mölln, 21.06.2019 
Dipl.-Ing. Volker Ziegler 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Gutachten enthält 18 Textseiten und 14 Blatt Anlagen. 
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 ANLAGE 1
 Gutachten 19-06-7
 Plotdatei: plan1-luft
 M 1:    1500

 Luftbild Google Earth Pro*
 mit geplanten Parkplatz

 Neubau Parkplatz Nord
 an der Turmstraße in der
 Hansestadt Wismar

 *Download mit Lizenz
 der Google Inc.

 Auftraggeber:
 EVB der Hansestadt Wismar
 Werfststraße 1
 23966 Wismar

 Ing.-Büro für Schallschutz
 Grambeker Weg 146
 23879 Mölln
 Tel.: 0 45 42 / 83 62 47
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1. Anlass und Aufgabe 

Auf Grundlage des von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 24.11.2011 beschlossenen 
Konzeptes „Ruhender Verkehr Altstadt Wismar“ (Parkraumbewirtschaftungskonzept) soll auf der 
Fläche eines derzeit provisorischen Parkplatzes mit einer Schotteroberfläche zwischen Turmstraße 
und Dr.-Leber-Straße eine ebenerdige Stellplatzanlage mit ca. 114 PKW-Stellplätzen entstehen.  

In dem seit dem 23.08.2014 rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 69/08 „Südöstlicher Altstadtrand 
der Hansestadt Wismar ist u.a. innerhalb des Geltungsbereichs der 1. Änderung ein Baugebiet als 
Sondergebiet „Öffentliche Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung Öffentliche 
Parkfläche“ festgesetzt, auf dem die Stellplatzanlage realisiert werden soll. 

Da dieser Standort neben der sehr hohen Frequentierung durch Anwohner und Beschäftigte der 
Altstadt sowie durch andere Bürger der Stadt und des Umlandes eine besonders wichtige Funktion 
für touristische Besucher des UNESCO-Welterbes hat, ist zusätzlich in Ergänzung zur 
Stellplatzanlage die Errichtung einer „Willkommensstation“ einschließlich öffentlicher WC-Anlagen 
und eines Informationspunktes vorgesehen. 

Die nachfolgende Abbildung gibt einen Überblick über Lage und Größe des Vorhabens. 

Abbildung 1: Verkleinerte Darstellung der geplanten Parkfläche südöstlich der Turmstraße und nordwestlich der Dr.-
Leber-Straße in Wismar. Karte: Ingenieur Consult Häcker & Kraus GmbH 2019. 

Das Planverfahren soll im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB für Bebauungspläne der 
Innenentwicklung durchgeführt werden. Insofern besteht kein Erfordernis zur Anwendung der 
Eingriffsregelung. Allerdings ist zu prüfen, ob umweltrelevante Schutzgüter von der 
Vorhabenumsetzung betroffen sein könnten. 
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2. Ausgangszustand und Planung 

Der derzeit provisorisch bewirtschaftete Parkplatz am Standort zwischen Dr.-Leber-Straße und 
Turmstraße weist eine ebenerdige, unbefestigte Schotteroberfläche auf, die bereits mehrfach nach 
kurzen Nutzungsperioden instandgesetzt werden musste. Die betreffende Baufläche wird derzeit 
permanent als Parkfläche frequentiert, die Nutzung der Fläche nach Umgestaltung ändert sich 
somit nicht.  

Im westlichen Teil des Stellplatzes steht eine besonders prägnante, mächtige Weißblühende 
Roßkastanie mit einem Kronendurchmesser von ca. 14 m, der festsetzungsgemäß erhalten bleiben 
soll. Neben dem Erhalt der Roßkastanie wurden die Anpflanzung und der Erhalt von 14 Bäumen 
einschließlich Baumscheibenbepflanzung entsprechend der Artenliste festgesetzt, um eine optisch 
ansprechende und zudem Schatten spendende Durchgrünung der Stellplatzanlage zu schaffen. 

Zwei weitere, allerdings jüngere Bäume, eine Weißblühende Roßkastanie im südlichen Bereich und 
eine Walnuss in direkter Nähe zur großen Kastanie, müssen hingegen im Rahmen der Parkplatz-
Umgestaltung abgenommen werden. Eine Überprüfung der beiden abzunehmenden Bäume vor 
Ort durch das Büro Stadt Land Fluss Hellweg & Höpfner am 02.07.2020 zeigte, dass beide 
Bäume nach § 18 NatSchAG M-V durch ihren Stammumfang von > 100 cm als geschützte 
Bäume einzustufen sind. 

Gesetzlich geschützte Biotope sind im Plangebiet oder dessen angrenzendem Umfeld im Übrigen 
nicht vorhanden, sodass deren Beeinträchtigung ausgeschlossen werden kann. 

Abbildung 2: Darstellung der geplanten (blauer Rahmen) im Kontext zu bereits genutzter Parkfläche in Wismar. 
Kartengrundlage: ©GoogleMaps 2020. 

Das Betonpflaster der Fahrbahn und Parklücken sowie die festsetzungsgemäße mögliche Errichtung 
eines Gebäudes zur Unterbringung von WC-Anlagen und Einrichtungen als Informationspunkt der 
Stadtinformation wird zu Bodenversiegelungen und zur Beanspruchung eines teilversiegelten 
Schotterwegs führen. Der Bereich des Schotterwegs südwestlich der großen Roßkastanie wird 
derzeit als Rad- und Fußweg genutzt und ist mit ruderaler Pionierflur, dominiert von Mäuse-Gerste 
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als charakteristischer Pflanzenart, durchsetzt. Im Zuge der Planung werden außerdem geringe 
Flächen mit artenarmem Zierrasen überbaut (Bild). 

Es ist allerdings zu betonen, dass sich infolge der Planumsetzung weder die aktuell vorhandene 
Nutzungsart (Parkplatz), noch die Ausprägung der Fläche grundlegend ändern wird. Es erfolgt im 
Grunde eine Neuordnung und grüngestalterische Aufwertung des vorhandenen Parkplatzes, 
wenngleich hierbei zwei gesetzlich geschützte Bäume gefällt werden müssen. Deren Verlust wird 
allerdings durch die Neupflanzung von ca. 14 Bäumen im Plangebiet unter Beachtung der 
Regelungen des Baumschutzkompensationserlasses M-V mehrfach ausgeglichen. 

Gleichwohl besteht die Notwendigkeit, die Abnahme der beiden nach § 18 NatSchAG M-V 
gesetzlich geschützten Bäume formlos bei der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde zu 
beantragen und im Zuge dessen den vorgesehenen Ausgleich innerhalb des Plangebietes mit zu 
benennen. 

Zu erhaltende Roßkastanie, Kronendurchmesser 14°m Im Rahmen der Planung abzunehmende Roßkastanie 

Im Rahmen der Planung abzunehmende Walnuß Ruderale Pionierflur auf teilversiegelter Schotterfläche, 
genutzt als Pfad, Rad- und Fußweg 

Abbildung 2: Ansichten des Plangebietes. Foto: SLF 3.7.2020. 
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3. Auswirkungen 

3.1. Schutzgüter im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Die Schutzgüter von § 1 Abs.6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
grundsätzlich zu berücksichtigen, hiernach gilt folgendes: 

Zitat Anfang 

„Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 

(…) 

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
insbesondere 

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung 
insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, (...)“ 

Zitat Ende 

 

Gem. § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) gilt außerdem: 

Zitat Anfang 

„Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zulässigkeit 
von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach 
Landesrecht unterliegen. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn 
Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b genannten 
Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung 
der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
zu beachten sind. 

Zitat Ende 

 

Der Geltungsbereich der vorliegenden Planung hat eine Gesamtfläche von insg. 4.500 m². Somit 
erfüllt die Planung die wesentliche Grundvoraussetzung zur Anwendung von § 13 a BauGB 
(Grundfläche < 20.000 m²). 

Die geplante Nutzung ist zudem nicht Gegenstand von Anlage 1 UVPG sowie Anlage 1 LUVPG M-
V. 

Insofern ist vorliegend im Rahmen von § 13a BauGB zu prüfen, ob Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter bestehen. 
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Abbildung 3: Natura2000-Kulisse im Umfeld des Plangebietes (Pfeil). Kartengrundlage: Kartenportal Umwelt M-V 2020. 

Lage- und abstandsbedingt sind Beeinträchtigungen der von EU-Vogelschutzgebieten sowie 
Gebieten von Gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) gebildeten Natura2000-
Gebietskulisse ausgeschlossen. Es ergeben sich insofern keine Anhaltspunkte für eine etwaige 
Betroffenheit von Natura2000. 

Infolge der auf der Fläche bereits langjährig vorhandenen Parkplatznutzung und der damit 
erheblich eingeschränkten ökologischen Funktion ist eine planbedingte Betroffenheit der übrigen 
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen 
ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt ebenfalls ausgeschlossen. Die 
Parkplatznutzung bleibt ohne Änderung der Flächenbeanspruchung bestehen, sie wird innerhalb 
des Geltungsbereiches lediglich neu geordnet. 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 
Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) ergeben sich im Übrigen nicht, da es sich 
vorliegend um keine raumbedeutsame Planung und Maßnahme im Sinne des BImSchG handelt. 

Gleichwohl ist abschließend zu prüfen, inwieweit die Umsetzung der Planinhalte den Besonderen 
Artenschutz im Sinne des Abschnittes 3 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) berühren 
könnte. 
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4. Besonderer Artenschutz (§ 44 BNatSchG) 

4.1. Vögel 

Gehölzbrüter 

Am 03.07.2020 erfolgte durch das Büro Stadt Land Fluss Hellweg & Höpfner vor Ort eine 
Überprüfung der bereits dokumentierten Bäume sowie der übrigen Gehölzstrukturen und 
Freiflächen auch dahingehend, ob eine artenschutzrechtliche Betroffenheit im Zuge der 
Planumsetzung gegeben sein könnte. Hierbei wurden die Kronen der Bäume auf das 
Vorhandensein von Nestern aus der diesjährigen Brutperiode überprüft. Auch die Existenz von 
Baumhöhlen konnte hierbei erwartungsgemäß aufgrund des noch jungen Alters des 
Gehölzbestandes ausgeschlossen werden. 

Allenfalls für die störungsunempfindliche Ringeltaube weisen die noch relativ niedrigen und offenen 
Kronen der Bäume grundsätzlich eine gewisse Eignung zur Anlage von Nestern auf - Reste von 
Nestern wurden am 03.07.2020 allerdings nicht gefunden. Sofern Ringeltauben in der Saison 
2020 gebrütet hätten, wären deren Nester in jedem Fall noch sichtbar gewesen. Besser geeignete 
Ausweichmöglichkeiten mit älteren und dichteren, dabei weiterhin bestehenden Gehölzen, gibt es 
im direkten Umfeld. 

Nicht ausgeschlossen sind Bruten von typischen Siedlungsarten wie z.B. Amsel oder Rotkehlchen 
innerhalb der Siedlungshecken, die den Parkplatz teilweise einfassen. Da diese Arten jedoch jedes 
Jahr neue Nester bauen, ist der vorübergehende Rodungsverlust durch umliegend vorhandene 
Gehölze sowie mittelfristig auch innerhalb des Geltungsbereiches durch Neuanlage von 
Gehölzpflanzungen ausgleichbar. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

Tötung?     Nein 

Die Tötung adulter Tiere und das Zerstören von Nestern und Nestlingen sind während der 
Bauphase nicht möglich, da die Rodung der Gehölze unter Beachtung von § 39 Abs. 5 Nr. 2 
BNatSchG allein außerhalb des Zeitraumes 1. März bis 30. September zulässig ist. 

Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

Bei den potenziell in umliegenden Gehölzen brütenden Arten wie insb. Amsel, Rotkehlchen und 
Ringeltaube handelt es sich um verbreitete Arten, die häufig in der Nähe des Menschen anzutreffen 
sind. Daher ist eine Störung der Arten mit Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen 
Populationen durch das Vorhaben auf der Fläche ausgeschlossen. 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

Im Vorhabenbereich gibt es auf Grundlage der Begehungen vom 17.12.2019 in den betreffenden 
Junggehölzen keine Fortpflanzungsstätten von Vögeln. Ggf. hierfür in Frage kommende Tauben- 
und Kleinvogelarten legen ihre Nester jährlich neu an wechselnden, saisonal geeigneten 
Standorten an. Da der ausschließlich für eine kleine Anzahl von siedlungsnah brütenden Tauben- 
und Kleinvogelarten (eingeschränkt) geeignete Gehölzbestand außerhalb der Brutzeit gerodet wird, 
besteht grundsätzlich keine Gefahr der Beseitigung einer mehrjährig bestehenden 
Fortpflanzungsstätte (z.B. Greif- und Großvögel). Da diese Arten im Übrigen jedes Jahr neue 
Nester bauen, ist der vorübergehende Rodungsverlust durch umliegend vorhandene Gehölze sowie 
mittelfristig auch innerhalb des Geltungsbereiches durch Neuanlage von Gehölzpflanzungen 
ausgleichbar. 
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Bodenbrüter 

Die auf dem Gelände vorhandene Schotterfläche bietet nutzungs- und lagebedingt grundsätzlich 
keinerlei Brutmöglichkeiten für die Bodenbrüter wie insb. Feldlerche, Grauammer, Goldammer, 
Braunkehlchen, Feldschwirl oder Schafstelze. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?   Nein 

 

Gebäudebrüter (Nischen- und Höhlenbrüter) 

Das Gelände ist derzeit gebäudefrei, der noch junge Baumbestand weist keine Baumhöhlen auf. 
Nischen- und Höhlenbrüter kommen in der betreffenden Fläche insofern nicht vor. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?   Nein 

 

4.2. Säugetiere 

Tabelle 1: Gem. Anh. II bzw. IV geschützte Säugetierarten in M-V. Quelle: LUNG M-V 2016. 
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Säugetierarten, die dem besonderen Artenschutz unterliegen, sind im Hinblick auf das Vorhaben 
irrelevant bzw. ausgehend vom vorhandenen Biotoptyp nicht vorhanden.  

Unter den Säugetieren nehmen insbesondere die Fledermäuse artenschutzrechtlich eine 
bedeutende Rolle ein. Für Fledermäuse ergeben sich keine negativen Auswirkungen, da die 
angrenzenden Gehölzgürtel (als Nahrungshabitat) im Wesentlichen erhalten bleiben. 

Für alle übrigen artenschutzrechtlich relevanten, d.h. in Anhang IV FFH-RL gelisteten Säugetierarten 
(vgl. Tab. 1) spielt das Plangebiet keine Rolle, da die hier vorhandene Biotopstruktur nicht mit den 
Ansprüchen der jeweiligen Art übereinstimmt. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

 Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten? Nein 

Amphibien 

Folgende Arten sind gemäß Anhang IV FFH-RL geschützt: 

Kammmolch   Triturus cristatus 

Rotbauchunke  Bombina Bombina 

Moorfrosch   Rana arvalis 

Springfrosch  Rana dalmatina 

Kleiner Teichfrosch Pelophylax lessonae 

Knoblauchkröte Pelobates fuscus 

Kreuzkröte  Bufo calamita 

Wechselkröte  Bufo viridis 

Laubfrosch  Hyla arborea 

Das Gelände übernimmt für Amphibien aktuell keine Habitatfunktion, in der Fläche fehlen 
temporäre, als auch permanente Kleingewässer vollständig. Auch eine Nahrungsfunktion geht von 
der Fläche derzeit nicht aus. Etwaige Wanderungsbewegungen zu umgebenden Gewässern 
können infolge des nicht gegebenen Winterhabitatpotenzials der von den geplanten Vorhaben 
beanspruchten Fläche vollständig ausgeschlossen werden. 

Bewertung 

Tötung?      Nein 

Die Gefahr einer Tötung von Individuen kann ausgeschlossen werden, da Gewässerbiotope und 
pot. Winterhabitate von dem geplanten Vorhaben unberührt bleiben.  

Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

Störungsrelevante Sachverhalte können ausgeschlossen werden, da Gewässerbiotope und pot. 
Winterhabitate von dem geplanten Vorhaben unberührt bleiben.  
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Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

Die Gefahr der Entnahme, Beschädigung und Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
kann ausgeschlossen werden, da Gewässerbiotope und pot. Winterhabitate von dem geplanten 
Vorhaben unberührt bleiben. 

4.3. Reptilien 

Die nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG für den besonderen Artenschutz bedeutsamen 
Arten Europäische Sumpfschildkröte, Zauneidechse und Glattnatter kommen innerhalb des 
Plangebietes wegen erheblich von deren Habitatansprüchen abweichender Biotopstrukturen und 
infolge der aktuellen Nutzung als Parkplatz nicht vor. Sumpfschildkröte und Glattnatter haben 
innerhalb M-Vs Verbreitungsschwerpunkte weit abseits der Vorhabenfläche. Für die Zauneidechse 
ist das Gelände ungeeignet, da Sonnplätze, Winterquartiere und offene Sandflächen fehlen. 

Vorhabenbezogene Konflikte (§ 44 BNatSchG) 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

 Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

4.4. Rundmäuler und Fische 

Rundmäuler und Fische sind vom Vorhaben nicht betroffen, da in keine Gewässer dergestalt 
eingegriffen wird, dass hieraus Verbote im Sinne von § 44 BNatSchG generiert werden können. 
Vom besonderen Artenschutz erfasst sind ohnehin nur die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG 
geführten Arten Baltischer Stör und Nordseeschnäpel, deren Vorkommen im Plangebiet 
ausgeschlossen ist. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

 Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

4.5. Schmetterlinge 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-Vorpommern 
geschützt: 

- Großer Feuerfalter   Lycaena dispar 

- Blauschillernder Feuerfalter  Lampetra fluviatilis 

- Nachtkerzenschwärmer  Proserpinus proserpina 

Der Verbreitungsschwerpunkt des Großen Feuerfalters in Mecklenburg-Vorpommern liegt in den 
Flusstalmooren und auf Seeterrassen Vorpommerns. Die Primärlebensräume der Art sind die 
natürlichen Überflutungsräume an Gewässern mit Beständen des Fluss-Ampfers (Rumex 
hydrolapathum) in Großseggenrieden und Röhrichten, v.a. in den Flusstalmooren und auf 
Seeterrassen. Da diese Standorte mit ungestörtem Grundwasserhaushalt in den vergangenen 200 
Jahren fast vollständig entwässert und intensiv bewirtschaftet wurden, wurde der Große Feuerfalter 
weitgehend auf Ersatzhabitate zurückgedrängt. Dies sind v.a. Uferbereiche von Gräben, 
Torfstichen, natürlichen Fließ- und Stillgewässern mit Beständen des Fluss-Ampfers, die keiner 
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Nutzung unterliegen. Die besiedelten Habitate zeichnen sich durch eutrophe Verhältnisse und 
Strukturreichtum aus. In Mecklenburg-Vorpommern liegen Nachweise von Eiablagen und 
Raupenfunden überwiegend an Fluss-Ampfer vor, in Ausnahmefällen auch am Stumpfblättrigen 
Ampfer (Rumex obtusifolius) und am Krausen Ampfer (Rumex crispus) Entscheidend für das 
Überleben der Art ist neben der Raupenfraßpflanze ein reichhaltiges Nektarpflanzenangebot, das 
entweder im Larvalhabitat oder im für die Art erreichbaren Umfeld vorhanden sein muss. In 
Mecklenburg-Vorpommern ist der Große Feuerfalter relativ ortstreu, nur gelegentlich kann er mehr 
als 10 km dispergieren, nur 10 % einer Population können 5 km entfernte Habitate erreichen 
(FFH-Artensteckbrief Großer Feuerfalter, LUNG M-V 2012). Es gibt keine geeigneten Habitate für 
die Art im Umfeld des Vorhabenbereichs. 

Der Blauschillernde Feuerfalter kommt in Mecklenburg-Vorpommern nur noch als hochgradig 
isoliertes Reliktvorkommen im Ueckertal vor. Hier ist der Wiesen-Knöterich (Bistorta officinalis) die 
einzig sicher belegte Eiablage- und Raupenfraßpflanze. Feuchtwiesen und Moorwiesen mit reichen 
Beständen an Wiesenknöterich sowie deren Brachestadien mit eindringendem Mädesüß bilden 
heute die Lebensräume der Art (FFH-Artensteckbrief Blauschillernder Feuerfalter, LUNG M-V 
2012). Es gibt keine geeigneten Habitate für die Art im Umfeld des Vorhabenbereichs. 

Beobachtungen des Nachtkerzenschwärmers lagen in Mecklenburg-Vorpommern v.a. aus dem 
Süden des Landes vor. Seit Mitte der 1990er Jahre ist eine Zunahme der Fundnachweise zu 
verzeichnen, 2007 kam es zu einer auffälligen Häufung der Art im Raum Stralsund-Greifswald und 
im südlichen Vorpommern. Unklar ist noch, ob die Art gegenwärtig ihr Areal erweitert und in 
Mecklenburg-Vorpommern endgültig bodenständig wird oder ob es sich bei den gegenwärtig zu 
verzeichnenden Ausbreitungen um arttypische Fluktuationen am Arealrand handelt. Die Art 
besiedelt die Ufer von Gräben und Fließgewässern sowie Wald-, Straßen und Wegränder mit 
Weidenröschen-Beständen, ist also meist in feuchten Staudenfluren, Flussufer-
Unkrautgesellschaften, niedrigwüchsigen Röhrichten, Flusskies- und Feuchtschuttfluren zu finden. 
Die Raupen ernähren sich von unterschiedlichen Nachtkerzengewächsen (Onagraceae) (FFH-
Artensteckbrief Nachtkerzenschwärmer, LUNG M-V 2007). Es gibt keine geeigneten Habitate für 
die Art im Umfeld des Vorhabenbereichs. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Schmetterlingsarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen der 
Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Vorhabenbereichs kann eine 
artenschutzrechtliche Betroffenheit des Großen Feuerfalters, des Blauschillernden Feuerfalters, und 
des Nachtkerzenschwärmers durch die Planinhalte ausgeschlossen werden.  

Konflikte (§44 BNatSchG): 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

 Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

4.6. Käfer 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-Vorpommern 
geschützt: 

- Breitrand     Dytiscus latissimus 

- Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer  Lampetra fluviatilis 

- Eremit      Osmoderma eremita 

- Großer Eichenbock    Cerambyx cerdo 
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Aus Mecklenburg-Vorpommern liegen einzelne historische Funde des Breitrands bis zum Jahr 1967 
sowie wenige aktuelle Nachweise aus insgesamt fünf Gewässern im südöstlichen Teil des Landes 
vor. Möglicherweise handelt es sich um Restpopulationen, die wenigen Funde lassen keine 
Bindung an bestimmte Naturräume erkennen. Als Schwimmkäfer besiedelt die Art ausschließlich 
größere (> 1 ha) und permanent wasserführende Stillgewässer. Dabei bevorzugt der Breitrand 
nährstoffarme und makrophytenreiche Flachseen, Weiher und Teiche mit einem breiten 
Verlandungsgürtel mit dichter submerser Vegetation sowie Moosen und/ oder Armleuchteralgen in 
Ufernähe. Bei den aktuellen Funden der Art in Mecklenburg-Vorpommern handelt es sich um 
typische Moorgewässer mit breitem Schwingrasen- und Verlandungsgürtel (FFH-Artensteckbrief 
Breitrand, LUNG M-V 2011). Es gibt keine geeigneten Habitate für die Art im Umfeld des 
Vorhabenbereichs. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern liegen einzelne historische Nachweise des Schmalbindigen 
Breitflügel-Tauchkäfers bis zum Jahr 1998 sowie mehrere aktuelle Nachweise aus insgesamt vier 
Gewässern im südöstlichen Teil des Landes vor. Die Art besiedelt ausschließlich größere (> 0,5 ha) 
permanent wasserführende Stillgewässer. Der Schmalbindige Breitflügel-Tauchkäfer besiedelt 
oligo-, meso- und eutrophe Gewässer mit einer deutlichen Präferenz für nährstoffärmere 
Gewässer. Für das Vorkommen der Art scheinen ausgedehnte, besonnte Flachwasserbereiche mit 
größeren Sphagnum-Beständen und Kleinseggenrieden im Uferbereich sowie größere Bestände 
von emerser Vegetation zur Eiablage wichtig zu sein. Bei den aktuellen Funden der Art in 
Mecklenburg-Vorpommern handelt es sich um typische Moorgewässer mit breitem Schwingrasen- 
und Verlandungsgürtel sowie einen Torfstichkomplex im Niedermoor (FFH-Artensteckbrief 
Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer, LUNG M-V 2011). Es gibt keine geeigneten Habitate für 
die Art im Umfeld des Vorhabenbereichs.  

Derzeitige Verbreitungsschwerpunkte des Eremiten in Mecklenburg Vorpommern sind die beiden 
Landschaftszonen „Höhenrücken und Mecklenburgische Seenplatte“ und „Rückland der 
Mecklenburgischen Seenplatte“, wobei sich der Neustrelitz-Feldberg-Neubrandenburger und der 
Teterow-Malchiner Raum als Häufungszentren abzeichnen. Der Eremit lebt ausschließlich in mit 
Mulm gefüllten großen Höhlen alter, anbrüchiger, aber stehender und zumeist noch lebender 
Laubbäume. Als Baumart bevorzugt der Eremit die Baumart Eiche, daneben konnte die Art auch in 
Linde, Buche, Kopfweide, Erle, Bergahorn und Kiefer festgestellt werden. Die Art zeigt eine hohe 
Treue zum Brutbaum und besitzt nur ein schwaches Ausbreitungspotenzial. Dies erfordert über 
lange Zeiträume ein kontinuierlich vorhandenes Angebot an geeigneten Brutbäumen in der 
nächsten Umgebung. Nachgewiesen ist eine Flugdistanz von 190 m, während die mögliche 
Flugleistung auf 1-2 km geschätzt wird (FFH-Artensteckbrief Eremit, LUNG M-V 2011). Es gibt 
keine geeigneten Habitate für die Art im Umfeld des Vorhabenbereichs. Eine Rodung alter, für die 
Art geeigneter Baumbestände ist nicht geplant. 

Für Mecklenburg-Vorpommern liegen ältere Nachweise des Großen Eichenbocks v.a. aus den 
südlichen Landesteilen und vereinzelt von Rügen sowie aus dem Bereich der Kühlung vor. Derzeit 
sind nur noch drei Populationen im Südwesten und Südosten des Landes bekannt. Weitere 
Vorkommen der Art in anderen Landesteilen sind nicht auszuschließen, obwohl die auffällige Art 
kaum unerkannt bleiben dürfte. Der Große Eichenbock ist vorzugsweise an Eichen, insbesondere 
an die Stieleiche (Quercus robur) als Entwicklungshabitat gebunden. In geringem Maße wird auch 
die Traubeneiche (Quercus petrea) genutzt. Obwohl im südlichen Teil des bundesdeutschen 
Verbreitungsgebiets auch andere Baumarten besiedelt werden, beschränkt sich die Besiedlung in 
Mecklenburg-Vorpommern ausschließlich auf Eichen. Lebensräume des Eichenbocks sind in 
Deutschland offene Alteichenbestände, Parkanlagen, Alleen, Reste der Hartholzaue sowie 
Solitärbäume. Wichtig ist das Vorhandensein einzeln bzw. locker stehender, besonnter, alter 
Eichen. Die standorttreue Art besitzt nur ein geringes Ausbreitungsbedürfnis und begnügt sich eine 
lange Zeit mit dem einmal besiedelten Baum. Auch das Ausbreitungspotenzial der Art beschränkt 
sich auf wenige Kilometer (FFH-Artensteckbrief Großer Eichenbock, LUNG M-V 2011). Es gibt 
keine geeigneten Habitate für die Art im Umfeld des Vorhabenbereichs. Eine Rodung alter, für die 
Art geeigneter Baumbestände ist nicht geplant. 
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Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Käferarten innerhalb 
Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen der Arten 
abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebiets kann eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit des Breitrands, des Schmalbindigen Breitflügel-Tauchkäfers, des Eremiten und des 
Großen Eichenbocks ausgeschlossen werden. 

Konflikte (§44 BNatSchG): 

 Tötung?     Nein 

 Erhebliche Störung 
(negative Auswirkung auf lokale Population)? Nein 

 Entnahme/Beschädigung/Zerstörung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten?  Nein 

4.7. Libellen 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-Vorpommern 
geschützt: 

- Grüne Mosaikjungfer  Aeshna viridis 

- Östliche Moosjungfer  Leucorrhinia albifrons 

- Zierliche Moosjungfer  Leucorrhinia caudalis 

- Große Moosjungfer  Leucorrhinia pectoralis 

- Sibirische Winterlibelle  Sympecma paedisca 

- Asiatische Keiljungfer  Gomphus flavipes 

Die Grüne Mosaikjungfer kommt in Mecklenburg-Vorpommern v.a. in den Flusssystemen der 
Warnow, der Trebel, der Recknitz und der Peene vor. Darüber hinaus existieren weitere 
Vorkommen im Raum Neustrelitz. Wegen der engen Bindung an die Krebsschere (Stratiotes 
aloides) als Eiablagepflanze kommt die Art vorwiegend in den Niederungsbereichen wie z.B. im 
norddeutschen Tiefland vor und besiedelt dort unterschiedliche Stillgewässertypen wie Altwässer, 
Teiche, Tümpel, Torfstiche, eutrophe Moorkolke oder Randlaggs, Seebuchten, Gräben und 
Altarme von Flüssen, sofern diese ausreichend große und dichte Bestände der Krebsschere 
aufweisen (FFH-Artensteckbrief Grüne Mosaikjungfer, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind 
vom Vorhaben nicht betroffen. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern sind bislang nur sehr wenige Vorkommen der Östlichen 
Moosjungfer an größeren Stillgewässern aus dem südöstlichen und östlichen Landesteil bekannt. 
Die Art bevorzugt saure Moorkolke und Restseen mit Schwingrieden aus Torfmoosen und 
Kleinseggen. Wesentlich für die Habitateignung ist der aktuelle Zustand der Moorkolke. Sie 
müssen zumindest fischarm sein und im günstigsten Falle zudem submerse Strukturen wie 
Drepanocladus- oder Juncus-bulbosus-Grundrasen verfügen, die zumeist in klarem, nur schwach 
humos gefärbtem Wasser gedeihen. In Mecklenburg-Vorpommern besiedelt die Östliche 
Moosjungfer vorzugsweise die echten Seen, sie überwiegend in der mecklenburgischen Seenplatte 
vorkommen (FFH-Artensteckbrief Östliche Moosjungfer, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind 
vom Vorhaben nicht betroffen. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern sind bislang relativ wenige Vorkommen der Zierlichen Moosjungfer 
an größeren Stillgewässern bekannt, sie sich – mit Ausnahme der direkten Küstenregionen und der 
Insel Rügen sowie der mecklenburgischen Seenplatte – über das gesamte Land verteilen. Es zeigt 
sich aber, dass die Art nicht flächendeckend über das Bundesland verbreitet ist. Die Art besiedelt in 
Mecklenburg-Vorpommern vorzugsweise die echten Seen, die überwiegend in der 
mecklenburgischen Seenplatte vorkommen. Die Zierliche Moosjungfer bevorzugt flache in 
Verlandung befindliche Gewässer, die überwiegend von submersen Makrophyten und randlich von 
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Röhrichten oder Rieden besiedelt sind. Die Größe der Gewässer liegt zumeist bei 1-5 ha, das 
Eiablagesubstrat sind Tauchfluren und Schwebematten, seltener auch Grundrasen, die aber nur 
geringen Abstand zur Wasseroberfläche haben (FFH-Artensteckbrief Zierliche Moosjungfer, LUNG 
M-V 2010). Habitate der Art sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

Die Große Moosjungfer scheint in Mecklenburg-Vorpommern flächendeckend verbreitet zu sein. 
Die Lebensraumansprüche der Männchen entsprechen einer von submersen Strukturen 
durchsetzten Wasseroberfläche (z.B. Wasserschlauch–Gesellschaften), die an lockere 
Riedvegetation gebunden ist, häufig mit Schnabel-Segge (Carex rostrata) oder Steif-Segge (Carex 
elata). Vegetationslose und stark mit Wasserrosen-Schwimmblattrasen bewachsene Wasserflächen 
werden gemieden. Die Art nutzt folgende Gewässertypen als Habitat: Lagg-Gewässer, größere 
Schlenken und Kolke in Mooren, Kleinseen, mehrjährig wasserführende Pfühle und Weiher, 
Biberstauflächen, ungenutzte Fischteiche, Torfstiche und wiedervernässte Moore. Das Wasser ist 
häufig huminstoffgefärbt und schwach sauer bis alkalisch (FFH-Artensteckbrief Große Moosjungfer, 
LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

Von der Sibirischen Winterlibelle sind in Mecklenburg-Vorpommern aktuell zehn Vorkommen 
bekannt, die sich auf vorpommersche Kleingewässer beschränken. Als Habitate der Art kommen in 
Mitteleuropa Teiche, Weiher, Torfstiche und Seen in Frage. Voraussetzung für die Eignung der 
Gewässer als Larvalhabitat ist das Vorhandensein von Schlenkengewässern in leicht verschilften 
bultigen Seggenrieden, Schneidried und z.T. auch Rohrglanzgras-Röhricht innerhalb der 
Verlandungszone, wo die Eier meist in auf der Wasseroberfläche liegende Halme abgelegt werden. 
Über die Imaginalhabitate in Mecklenburg-Vorpommern ist wenig bekannt. Vermutlich handelt es 
sich um Riede, Hochstaudenfluren und Waldränder (FFH-Artensteckbrief Sibirische Winterlibelle, 
LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

In den neunziger Jahren erfolgten in Deutschland zahlreiche Wieder- bzw. Neauansiedlungen der 
Asiatischen Keiljungfer an der Elbe, der Weser und am Rhein. Im Zuge dieser geförderten 
Wiederausbreitung erreichte die Art auch Mecklenburg-Vorpommern, allerdings handelt es sich 
dabei nur um sehr wenige Vorkommen im Bereich der Elbe. Die Art kommt ausschließlich in 
Fließgewässern vor und bevorzugt hier die Mittel- und Unterläufe großer Ströme und Flüsse, da sie 
eine geringe Fließgeschwindigkeit und feine Sedimente aufweisen (FFH-Artensteckbrief Asiatische 
Keiljungfer, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Libellenarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen der 
Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes kann eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit der Grünen Mosaikjungfer, der Östlichen Moosjungfer, der Zierlichen Moosjungfer, 
der Großen Moosjungfer, der Sibirischen Winterlibelle und der Asiatischen Keiljungfer durch 
Umsetzung des Vorhabens ausgeschlossen werden. 

4.8. Weichtiere 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-Vorpommern 
geschützt: 

Anhang IV 

- Zierliche Tellerschnecke  Anisus vorticulus 

- Bachmuschel    Unio crassus 

In Mecklenburg-Vorpommern sind derzeit elf Lebendvorkommen der Zierlichen Tellerschnecke 
bekannt, damit gehört die Art zu den seltensten Molluskenarten im Land. Die Art bewohnt saubere, 
stehende Gewässer und verträgt auch saures Milieu. Besiedelt werden dementsprechend Altwässer, 
Lehm- und Kiesgruben sowie Kleingewässer in Flussauen, ufernahe Zonen von Seen mit 
Unterwasser- und Schwimmblattvegetation, Moortümpel oder gut strukturierte Wiesengräben. In 
Mecklenburg-Vorpommern besiedelt die Zierliche Tellerschnecke bevorzugt die unmittelbare 
Uferzone von Seen, den Schilfbereich und die Chara-Wiesen in Niedrigwasserbereichen (FFH-
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Artensteckbrief Zierliche Tellerschnecke, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind vom Vorhaben 
nicht betroffen. 

Mecklenburg-Vorpommern weist die größten rezenten Populationen der Bachmuschel in 
Deutschland auf. In 18 Gewässern kommen derzeit Bachmuscheln vor. Sie konzentrieren sich auf 
den westlichen Landesteil. Die geschätzten ca. 1,9 Millionen Individuen bilden etwa 90 % des 
deutschen Bestandes. Die Bachmuschel wird als Indikatorart für rhithrale Abschnitte in 
Fließgewässern angesehen. Sie ist ein typischer Bewohner sauberer Fließgewässer mit 
strukturiertem Substrat und abwechslungsreicher Ufergestaltung. Sie lebt in schnell fließenden 
Bächen und Flüssen und bevorzugt eher die ufernhahen Flachwasserbereiche mit etwas feinerem 
Sediment. Gemieden werden lehmige und schlammige Bereiche sowie fließender Sand (FFH-
Artensteckbrief Bachmuschel, LUNG M-V 2010). Habitate der Art sind vom Vorhaben nicht 
betroffen. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Molluskenarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der z.T. erheblich von den Lebensraumansprüchen der 
Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes kann eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit der Zierlichen Tellerschnecke und der Bachmuschel ausgeschlossen werden. 

4.9. Pflanzen 

Folgende Arten sind nach Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG in Mecklenburg-Vorpommern 
geschützt: 

- Sumpf-Engelwurz   Angelica palustris 

- Kriechender Sellerie   Apium repens 

- Frauenschuh    Cypripedium calceolus 

- Sand-Silberscharte   Jurinea cyanoides 

- Sumpf-Glanzkraut   Liparis loeselii 

- Froschkraut    Luronium natans 

Die Sumpf-Engelwurz als eine in Mecklenburg-Vorpommern früher seltene, heute sehr seltene Art 
hatte ihr Hauptareal im östlichen Landesteil in der Landschaftszone „Ueckermärkisches 
Hügelland“, im Bereich der Uecker südlich von Pasewalk. Galt die Art zwischenzeitlich als 
verschollen, wurde sie im Jahr 2003 mit einer Population im Randowtal wiedergefunden, 2010 
kam ein weiteres kleines Vorkommen östlich davon hinzu. Die Sumpf-Engelwurz scheint anmoorige 
Standorte und humusreiche Minirealböden zu bevorzugen. Augenfällig ist eine Bindung an 
Niedermoorstandorte. Diese müssen in jedem Fall nass sein und über einen gewissen 
Nährstoffreichtum verfügen. Ein oberflächliches Austrocknen wird nicht ertragen (FFH-
Artensteckbrief Sumpf-Engelwurz, LUNG M-V). Die Biotope im Plangebiet entsprechen nicht den 
Lebensraumansprüchen der Art. 

Der Kriechende Sellerie kommt in Mecklenburg-Vorpommern zerstreut in den Landschaftseinheiten 
„Mecklenburger Großseenlandschaft“, „Neustrelitzer Kleinseenland“, „Oberes Tollensegebiet, 
Grenztal und Peenetal“, „Oberes Peenegebiet“ und im „Warnow-Recknitzgebiet“ vor, besitzt 
demnach einen Schwerpunkt in der Landschaftszone Mecklenburgische Seenplatte. Der Kriechende 
Sellerie benötigt als lichtliebende Art offene, feuchte, im Winter zeitweise überschwemmte, 
höchstens mäßig nährstoff- und basenreiche Standorte. Die Art kann auch in fließendem Wasser, 
selbst flutend oder untergetaucht vorkommen. In Mecklenburg-Vorpommern liegen alle 
Vorkommen in aktuellen oder ehemaligen Weide- oder Mähweide-Flächen. Die Art bedarf der 
ständigen Auflichtung der Vegetationsdecke und einer regelmäßigen Neubildung vegetationsfreier 
oder –armer Pionierstandorte bei gleichzeitig erhöhter Bodenfeuchte (FFH-Artensteckbrief 
Kriechender Sellerie, LUNG M-V). Die Biotope im Plangebiet entsprechen nicht den 
Lebensraumansprüchen der Art. 
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In Deutschland konzentrieren sich die Vorkommen des Frauenschuhs in der collinen und montanen 
Stufe des zentralen und südlichen Bereichs. Nördlich der Mittelgebirge existieren nur isolierte 
Einzelvorkommen, zu denen auch die Vorkommen Mecklenburg-Vorpommerns in den 
Hangwäldern der Steilküste des Nationalparks Jasmund auf der Insel Rügen gehören. Die Art 
besiedelt in Mecklenburg-Vorpommern mäßig feuchte bis frische, basenreiche, kalkhaltige Lehm- 
und Kreideböden sowie entsprechende Rohböden lichter bis halbschattiger Standorte. Trockene 
oder zeitweilig stark austrocknende Böden werden dagegen weitgehend gemieden. Natürliche 
Standorte stellen Vor- und Hangwälder sowie lichte Gebüsche dar (FFH-Artensteckbrief 
Frauenschuh, LUNG M-V). Die Biotope im Plangebiet entsprechen nicht den 
Lebensraumansprüchen der Art. 

In Mecklenburg-Vorpommern war die Sand-Silberscharte schon immer eine sehr seltene Art. 
Insgesamt wurden vier Vorkommen bekannt, von denen drei Vorkommen seit langer Zeit als 
verschollen gelten. Bis 2009 kam die Art nur noch mit einem Vorkommen in der Landschaftseinheit 
„Mecklenburgisches Elbetal“ vor. Als Pionierart benötigt die Sand-Silberscharte offene 
Sandtrockenrasen mit stark lückiger Vegetation, die jedoch bereits weitgehend festgelegt sind. Sie 
gedeiht vorwiegend auf basen- bis kalkreichen Dünen- oder Schwemmsanden (FFH-Artensteckbrief 
Sand-Silberscharte, LUNG M-V). Die Biotope im Plangebiet entsprechen nicht den 
Lebensraumansprüchen der Art. 

Bis auf das Elbetal sind aus allen Naturräumen Mecklenburg-Vorpommerns aktuelle bzw. 
historische Fundorte des Sumpf-Glanzkrauts bekannt. Der überwiegende Teil der aktuellen 
Nachweise konzentriert sich dabei auf die Landkreise Mecklenburg-Strelitz und Müritz. Die Art 
besiedelt bevorzugt offene bis halboffene Bereiche mit niedriger bis mittlerer Vegetationshöhe in 
ganzjährig nassen mesotroph-kalkreichen Niedermooren. Die Vorkommen in Mecklenburg-
Vorpommern liegen meist in Quell- und Durchströmungsmooren, auf jungen Absenkungsterrassen 
von Seen sowie in feuchten Dünentälern an der Ostseeküste. Auch lichte Lorbeerweiden-
Moorbirken-Gehölze mit Torfmoos-Bulten gehören zum natürlichen Habitat (FFH-Artensteckbrief 
Sumpf-Glanzkraut, LUNG M-V). Die Biotope im Plangebiet entsprechen nicht den 
Lebensraumansprüchen der Art. 

Gegenwärtig gibt es in Mecklenburg-Vorpommern nur noch drei Vorkommen des Froschkrauts in 
den Landschaftseinheiten „Westliches Hügelland mit Stepenitz und Radegast“, „Krakower Seen- 
und Sandergebiet“ und „Südwestliche Talsandniederungen mit Elde, Sude und Rögnitz“. Die Art 
besiedelt flache, meso- bis oligotrophe Stillgewässer sowie Bäche und Gräben. Es bevorzugt 
Wassertiefen zwischen 20 und 60 cm, der Untergrund des Gewässers ist mäßig nährstoffreich und 
kalkarm sowie meist schwach sauer. Auffällig ist die weitgehende Bindung an wenig bewachsene 
Uferbereiche. Die Biotope im Plangebiet entsprechen nicht den Lebensraumansprüchen der Art. 

Auf Grund der aktuell bekannten Verbreitungsmuster der oben aufgeführten Pflanzenarten 
innerhalb Mecklenburg-Vorpommerns und der erheblich von den Lebensraumansprüchen der 
Arten abweichenden Biotopstrukturen innerhalb des Plangebietes und seiner Umgebung bzw. 
ausreichenden Abständen zu nachgewiesenen/ potenziellen Vorkommen in der (weiteren) 
Umgebung kann eine artenschutzrechtliche Betroffenheit der Sumpf-Engelwurz, des Kriechenden 
Selleries, des Frauenschuhs, der Sand-Silberscharte, des Sumpf-Glanzkrauts und des Froschkrauts 
ausgeschlossen werden. 
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5. Zusammenfassende Bewertung 

Auf Grundlage des von der Bürgerschaft der Hansestadt Wismar am 24.11.2011 beschlossenen 
Konzeptes „Ruhender Verkehr Altstadt Wismar“ (Parkraumbewirtschaftungskonzept) soll auf der 
Fläche eines derzeit provisorischen Parkplatzes mit einer Schotteroberfläche zwischen Turmstraße 
und Dr.-Leber-Straße eine ebenerdige Stellplatzanlage mit ca. 114 PKW-Stellplätzen entstehen.  

In dem seit dem 23.08.2014 rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 69/08 „Südöstlicher Altstadtrand 
der Hansestadt Wismar ist u.a. innerhalb des Geltungsbereichs der 1. Änderung ein Baugebiet als 
Sondergebiet „Öffentliche Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung Öffentliche 
Parkfläche“ festgesetzt, auf dem die Stellplatzanlage realisiert werden soll. 

Da dieser Standort neben der sehr hohen Frequentierung durch Anwohner und Beschäftigte der 
Altstadt sowie durch andere Bürger der Stadt und des Umlandes eine besonders wichtige Funktion 
für touristische Besucher des UNESCO-Welterbes hat, ist zusätzlich in Ergänzung zur 
Stellplatzanlage die Errichtung einer „Willkommensstation“ einschließlich öffentlicher WC-Anlagen 
und eines Informationspunktes vorgesehen. 

Das Planverfahren soll im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB für Bebauungspläne der 
Innenentwicklung durchgeführt werden. Insofern besteht kein Erfordernis zur Anwendung der 
Eingriffsregelung. Allerdings ist zu prüfen, ob umweltrelevante Schutzgüter von der 
Vorhabenumsetzung betroffen sein könnten. 

Dies allerdings ist nicht der Fall. Des Weiteren sind artenschutzrechtliche Verbote im Sinne von 
§ 44 BNatSchG sicher ausgeschlossen, wenn die Rodung von Gehölzen im Plangebiet unter 
Beachtung von § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG außerhalb des Zeitraums 1.3. – 30.9. erfolgt.  

 

Rabenhorst, den 25.08.2020 

 

 

Oliver Hellweg 
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